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BPE tagte in Köln 


Körn. Die selbsternannte „Bürgerbewe- 
gung Pax Europa“ (BPE), der zahlreiche 
Akteure der Partei „Die Freiheit“ und 
Anhänger der rassistischen Internetseite 
„PI-News‘“ angehören, hat Anfang Juni 
ihre Bundesmitgliederversammlung in 
Köln durchgeführt. Dort wurde mit „gro- 
Ber Mehrheit“ ein Grundsatzprogramm 
verabschiedet und ein neuer Vorstand ge- 
wählt. Als Vorsitzender wiedergewählt 
wurde der Wertheimer Unternehmer Wil- 
li Schwend. Auch der „Die Freiheit“- 
Chef Rene Stadtkewitz (Berlin) und Eck- 
hardt Kiwitt (Freising) wurden wieder in 
den Vorstand der BPE gewählt. Dieter 
Moll, Wilfried Puhl-Schmidt und Ger- 
hard Lipp schieden aus „Gesundheits- 
und Altersgründen“ aus dem Vorstand 
aus. Neu in den Vorstand gewählt wurden 
der Kölner Medienunternehmer Frank 
Michael Rost, der Jurist Ullrich Oschee 
aus der Nähe von Bremerhaven und Eli- 
sabeth Sabaditsch-Wolff aus Wien. Letz- 
tere gehört auch dem Vorstand des Lan- 
desverbandes Österreich der BPE an. 
Conny Axel Meier (Gemmingen) wurde 
als Bundesgeschäftsführer erneut bestä- 
tigt. hma 0 


Konten verloren 


BERLIN. Der Berliner Landesverband der 
selbsternannten „Bürgerbewegung pro 
Deutschland“ hat seit dem 31. Mai 2012 
kein Konto mehr. Zuletzt hatte die „Mit- 
telbrandenburgische Sparkasse“ dem 
Landesverband das Girokonto gekündigt. 
Zwar hatte das Berliner Verwaltungsge- 
richt Berlin im März 2012 die „Berliner 
Sparkasse“ dazu verurteilt, dem „Pro“- 
Ableger ein Konto einzurichten. Doch ist 
dieses Urteil noch nicht rechtskräftig, 
und darüber hinaus beschloss das Ober- 
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
im Mai 2012, dass die Einrichtung eines 
Kontos vor Abschluss des Verfahrens in 
der Hauptsache nicht nötig sei. 

So müssen nun ab sofort und auf unab- 
sehbare Zeit alle wirtschaftlichen Angele- 
genheiten in Form von Barzahlungen er- 
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Hamburg: Tausende 
Menschen waren 
erfolgreich aktiv gegen 


die Nazis 


Das Umfeld, das den NSU unterstützt hatte, hatte für den 2.6.2012 zu einer De- 
monstration aufgerufen. Diese Demonstration wurde durch einen Beschluss 
des Verwaltungsgerichts in Hamburg-Wandsbek genehmigt. 

Dagegen hat sich breiter zivil-gesellschaftlicher Widerstand entwickelt. Ob 
über 220 unterstützende Organisationen des Hamburger Bündnis gegen 
Rechts (HBgR), ob die Hamburger Erklärung oder die Veranstaltung „Hamburg 


bekennt Farbe” auf dem Rathausmarkt. 


Es haben zwischen 6000 und 7000 Men- 
schen an der Demonstration des Hambur- 
ger Bündnis gegen Rechts (HBgR) in der 
Hamburger Innenstadt teilgenommen. 
Der Rathausmarkt wurde von rund 
10000 Teilnehmern besucht, unter ande- 
ren von rd. 2000 bis 3000, die aus der 
Demonstration heraus auf den Rathaus- 
markt gingen. An den Massenblockaden 
in Wandsbek, zu dem das HBgR aufgeru- 
fen hat, haben insgesamt etwas über 
6000 Personen teilgenommen. 

Olaf Harms, Sprecher des HBgR, fass- 
te zusammen: „Tausende Menschen sind 
heute aktiv gegen den Nazi-Aufmarsch 
gewesen, haben Signale und Zeichen ge- 
setzt. Die erfolgreichen Blockaden des 
HBegR führten zu einer erheblichen Ver- 
kürzung des Nazi-Aufmarsches, während 
auf dem Rathausmarkt Farbe bekannt 


wurde.“ 


Polizei: rücksichtslos und brutal 


Der Aktionskonsens des HBgR wurde 
auf seinen Blockaden gelebt. Es war zivi- 
ler Ungehorsam, es waren Menschenblo- 
ckaden und es ging keine Eskalation von 
ihnen aus. Die Polizei selber hatte sich 
nicht an ihre eigene Deeskalationsstrate- 
gie gehalten, im Gegenteil: Nachdem 
wenige Menschen von einer Sitzblocka- 
den wegetragen wurde, verging die Lust: 
Nun wurden Pfefferspray und Wasser- 
werfer eingesetzt, und die Reiterstaffel 
ritt in die Sitzenden direkt hinein. 
Nachdem die ursprüngliche Route der 
Nazis durch viele tausend Menschen er- 
folgreich blockiert wurde, hat die Polizei 
den Nazis eine Ersatzroute angeboten. 
Spätestens hier wäre es möglich gewesen, 
den braunen Spuk zu beenden. Stattdes- 
sen entschied sich die Einsatzleitung der 
Polizei zu einem harten Vorgehen gegen 


Hamburg, 2.6.2012, Quelle: FAK 
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ledigt werden. hma 


GDL-Treffen in Frankfurt 


FRANKFURT/MAIN. Anfang Juni gab es in 
Frankfurt ein erstes großes Treffen des 
„Kernteams“ der „German Defence Lea- 
gue“ (GDL). Diese will für die „Bewah- 
rung der christlich-jüdischen Traditionen 
unserer europäischen Kultur“ eintreten 
und sieht sich derzeit im Aufwind, nach- 
dem unlängst eine Reihe europäischer 
„Defence Leagues“ eine gemeinsame 
Anti-Islamisierungs-Demonstration im 
dänischen Aarhus durchgeführt hatten. 
Geplant sind nun „Protestläufe gegen die 
schleichende Islamisierung Europas“ und 
die Unterstützung von „Defence Lea- 
gues“ in den anderen Ländern. Aktuell 
verfügt der deutsche Ableger über 13 Re- 
gionalgruppen, „Divisions“ genannt, so 
in Köln, Rhein-Main, Kassel, Karlsruhe, 
Stuttgart, Nürnberg, Sachsen, Pommern, 
Berlin, Hannover, Braunschweig, Weser- 
Ems und Kiel. hma 


Gepflegte Distanz 


LEVERKUSEN. Die rassistische Internet- 
seite „PI-News“ hatte unlängst ihre An- 
hängerschaft über eine Bündelung der 
„islamkritischen Kräfte“ befragt. Nach 
eigenen Angaben beteiligten sich 10000 
Personen an dieser Umfrage. 78 % der 
Befragten traten für eine „Bündelung“ 
ein. Nur 8 Prozent waren gegen eine en- 
gere Zusammenarbeit. Immerhin 14 % 
vertraten die Auffassung, dass eine dezi- 
diert „islamkritische‘“ Partei bei Wahlen 
sowieso keinen Erfolg haben werde. In 
der Praxis sieht das mit der „Bündelung“ 
schwierig aus. Ende Mai hatten sich Vor- 
standsmitglieder der „Pro“-Ableger 
(„Pro Deutschland“, „Pro NRW“ und 
„Pro Köln) zu einer Arbeitsbesprechung 
in Leverkusen getroffen. Dort wurde be- 
schlossen, dass sich die „Pro“-Parteien in 
Abstimmung mit den Resten der sog. 
„Republikaner“ sowie „anderer Parteien 
und Organisationen“ an der Aufstellung 
einer gemeinsamen Liste zur Europawahl 
mitwirken werden. Die europäischen 


Partner der „Pro“-Parteien hätten für den 
Europawahlkampf in Deutschland schon 
„massive Unterstützung“ zugesagt. In In- 
ternetblogs, die den „Pro“-Parteien nahe- 
stehen, wird unterdessen offene Kritik an 
den Vorsitzenden der Partei „Die Frei- 
heit“ und „Bürger in Wut“ geäußert. Die- 
se verweigerten sich jedweder parteipoli- 
tischen Zusammenarbeit, pflegten Partei- 
egoismen und hätten nur Interesse am ei- 
genen wirtschaftlichen Auskommen als 
am großen Ganzen. hma U 


Urheber nicht ermittelbar? 


Der Zentralrat deutscher Sinti und Roma 
kritisiert die Einstellung der Ermittlun- 
gen wegen rechtsradikaler Hetzparolen 
bei einem Hamburger Fußballturnier im 
Januar 2012 

Das Ermittlungsverfahren gegen Unbe- 
kannt wegen der rechtsradikalen Hetzpa- 
rolen „Zick Zack Zigeunerpack“ zu Be- 
ginn der Massenschlägerei bei dem Hal- 
lenfußballturnier am 7. Januar 2012 wur- 
de eingestellt, „weil der oder die Täter 
nicht ermittelt werden konnten“, so die 
Staatsanwaltschaft gegenüber dem Zen- 
tralrat der deutschen Sinti und Roma. 

Laut Staatsanwaltschaft gab es nur drei 
Zeug_ innen, die die Urheber _innen der 
Parole nicht benennen konnten, sondern 
nur deren mutmaßliche Herkunft aus dem 
Block der Lübecker Fans. 

„Ein solches Ermittlungsergebnis ist 
angesichts der Gefährlichkeit solcher 
Hetze und den schlimmen Folgen gerade 
bei dieser Veranstaltung nicht akzepta- 


bel,“ kritisierte der Vorsitzende des Zen- 
tralrats Deutscher Sinti und Roma, Roma- 
ni Rose, diese Entscheidung in einem Re- 
aktionsschreiben an die Staatsanwalt- 
schaft Hamburg. 

Der Zentralratsvorsitzende bittet darin 
um ergänzende Ermittlungen, da es nicht 
nur Einzelpersonen sondern ganze Blocks 
gewesen seien, die die rassistischen Paro- 
len skandiert hätten. 

Aus den Vorfällen und der Einstellung 
der Ermittlungen leitet Romani Rose die 
Forderung ab, wirksamere Überwa- 
chungsmaßnahmen in Hallen und Stadien 
zu treffen.* Erika und Iko, 3. Juni 2012 n 


Motorradclubs müssen sich 
von Neonazis distanzieren 


„Rockerclubs, die immer wieder Vereins- 
lokalitäten für Neonazikonzerte zur Ver- 
fügung stellen, können sich nicht hinter 
dem Mäntelchen unpolitischer Motorrad- 
freunde verstecken. Motorradclubs soll- 
ten sich eindeutig von Neonazis distan- 
zieren, denn Faschismus ist nun wirklich 
das Gegenteil des Easy-Rider-Traums 
von Freiheit“, erklärt die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 
Ulla Jelpke, zur Antwort der Bundesre- 
gierung auf ihre Kleine Anfrage „Koope- 
ration von Rechtsextremen und Rocker- 
clubs“ (Drs. 17/9684). 

Die Abgeordnete weiter: „Auch wenn 
die Masse der Rocker sich von Neonazis 
nicht politisieren lässt, ist die immer wie- 
der in diesen Milieus anzutreffende 
Mischszene ein hochgefährliches Gebräu. 
Dies zeigt sich insbesondere in Fällen von 
Waffenhandel, in die Neonazis und Ro- 
cker verwickelt waren. Es ist zugleich 
entlarvend für faschistische Demagogen, 
wenn sie einerseits harte Strafen gegen 
Kriminelle fordern und andererseits selbst 
im kriminellen Rockermilieu mitmi- 
schen.“ 

Ulla Jelpke, MdB 
Innenpolitische Sprecherin 
Fraktion DIE LINKE 


Neonazistische Verhetzung 
Minderjähriger geht weiter 
„Der Verhetzung Minderjähriger durch 


drei auf der Ersatzroute befindliche Blo- 
ckaden und setzte den Nazi-Aufmarsch 
unter Einsatz von Pfefferspray, Wasser- 
werfer und Schlagstöcken durch. Darü- 
berhinaus ist es der Polizei nicht gelun- 
gen, die Nazis im Griff zu behalten. So 
konnten freilaufende Nazis ungehindert 
demonstrierende Bürger angreifen, so 
z.B. am Jacobi-Park oder Hassel- 
brookstr./Hammer Steindamm. 

„Die Polizei hat die Ersatzroute der Na- 
zis durchgeknüppelt, statt rechtliche 
Möglichkeiten für ein Verbot der Nazi- 
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Demo zu nutzen. Nazis konnten andere 
Menschen angreifen und für ihre men- 
schenverachtende Politik werben‘ äußer- 
te Olaf Harms vom HBgtR. 


Menschenrechtsverletzung durch 
den Hamburger Kessel 


Bereits am Vormittag hat die Polizei rd. 
300 bis 400 Menschen, die gegen den 
Nazi-Aufmarsch aktiv werden wollten, 
bis zu 5 Stunden ohne Wasser eingekes- 
selt. Die Menschen mussten ihre Not- 
durft in Plastiktüten verrichten. Damit 


lebte der Mitte der 80er Jahre berühmt 
gewordene „Hamburger Kessel“ wieder 
auf. Doch dieses Mal hat sich die Polizei 
den Kessel durch einen Amtsrichter ab- 
segnen lassen, erst danach wurden Dixie- 
Klos in den Kessel verbracht. „Unver- 
ständlich und völlig unfassbar ist es, dass 
Nazis marschieren dürfen aber Demons- 
trierende und Antifaschistinnen und Anti- 
faschisten stundenlang unter menschen- 
unwürdigen, und damit verfassungswid- 
rigen Umständen, eingekesselt werden“ 
so Olaf Harms. HBgRi 


Neonazis muss ein Riegel vorgeschoben 
werden“, erklärt die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 
Ulla Jelpke, zur Antwort der Bundesre- 
gierung auf die Kleine Anfrage „Mögli- 
che Aktivitäten von Mitgliedern der ver- 
botenen Heimattreuen Deutschen Jugend 
innerhalb der Jungen Nationaldemokra- 
ten“ (BT-Drucksache 17/9543). Jelpke 
weiter: 

„Die Bundesregierung sieht ‚vereinzelt 
entsprechende Verdachtsmomente für 
HDJ-Nachfolgeaktivitäten‘ im Rahmen 
der Jungen Nationaldemokraten (IN) 
nach dem 2009 erfolgten Verbot der Hei- 
mattreuen Deutschen Jugend (HDJ) 
durch das Bundesinnenministerium. So 
sind mehrere ehemalige HDJ-Mitglieder 
in die JN und NPD eingetreten, wo sie 
auch Funktionärsposten übernahmen. Bei 
Lagern der JN sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung auch Kinder und Ju- 
gendliche anwesend. Übungen zur 
‚Selbstverteidigung‘, Verhalten im Gelän- 
de, die ‚Eroberung‘ einer Fahne sowie 

‚Gotcha-Spiele‘ gehörten zu 
den Programmangeboten der JN. Diese 
können im Einzelfall geeignet sein, ‚einen 
paramilitärischen Eindruck zu erwecken‘, 
verharmlost die Bundesregierung offen- 
sichtliche Wehrsportübungen der NPD- 
Jugend. 

Die für Zeltlager zuständige IG Fahrt 
und Lager der JN unter Leitung eines 
ehemaligen HDJ-Kaders sei seit Anfang 
2011 nicht mehr öffentlich in Erschei- 
nung getreten und habe nur bis zu diesem 
Zeitpunkt als Untergliederung eine eigene 
Rubrik auf der Website der JN gehabt. 
Der Bundesregierung scheint das Weiter- 
bestehen dieser Website ebenso entgan- 
gen zu sein wie die deutlichen Parallelen 
des am 14. April 2012 zum dritten Mal 
unter Mitwirkung dieser IG veranstalteten 
Südwestdeutschen Kulturtages mit zuvor 
regelmäßig von der HDJ durchgeführten 
völkischen Kulturtagen. Das wirft kein 
gutes Licht auf die von der Bundesregie- 
rung angekündigte Sammlung von Belas- 
tungsmaterial zur Vorbereitung eines neu- 
en NPD-Verbotsverfahrens.“ 

Ulla Jelpke, MdB I 


Die Europameisterschaft 
startet in Dresden mit 
rechten Pöbeleien und 
Übergriffen 


Am frühen Samstag Morgen hat die Poli- 
zei nach eigenen Angaben sechs Perso- 
nen vorläufig festgenommen, die zuvor 
an einer Haltestelle am Albertplatz eine 
Gruppe von Menschen mit ausländer- 
feindlichen Parolen beleidigt hatten. 
Nachdem die Gruppe daraufhin in eine 
ankommende Straßenbahn geflüchtet 
war, versuchten die Angreifer eine Tür 
der Bahn gewaltsam zu öffnen, was ih- 
nen wenig später auch gelang. Im An- 


schluss daran konnte die Polizei sechs 
der Tatbeteiligten noch an der Haltestelle 
festnehmen. Einige der Täter waren, so 
die Polizei weiter, bereits in der Vergan- 
genheit wegen Gewalttaten aufgefallen. 
Die Täter kamen zum Teil aus dem Um- 
feld der in der vergangenen Woche von 
der Polizei durchsuchten Dresdner Hoo- 
ligangruppe „Faust des Ostens“. Dazu 
hatten 130 Beamtinnen und Beamte ins- 
gesamt 17 Wohnungen von 14 Beschul- 
digten durchsucht, die im Verdacht ste- 
hen, sich an rechten Übergriffen wie zum 
Stadtfest und anderen Straftaten beteiligt 
zu haben. 

Information des libertären Netzwerkes 
zufolge hatten Stunden zuvor knapp 50 
Personen aus dem Umfeld des lokalen 
Fußballvereins Dynamo Dresden an den 
Elbwiesen gefeiert und neben Fußballge- 
sängen auch lautstark rechte Parolen ge- 
rufen und den Hitlergruß gezeigt. 

Teile der Gruppe zogen anschließend in 
die Äußere Neustadt und pöbelten über 
Stunden unter dem wachsamen Auge der 
Polizei auf der Alaunstraße Passantinnen 
und Passanten an. Die herbeigerufenen 
Beamtinnen und Beamten reagierten zu- 
nächst hilflos und stellten nach einem 
vermeintlichen Übergriff auf eine Gruppe 
englischer Fans die Personalien von eini- 
gen der zum Teil stark angetrunkenen Ju- 
gendlichen fest. 

Auch gestern kam es nach Augenzeu- 
genberichten beim Public Viewing vor 
historischer Altstadtkulisse immer wieder 
zu rechten Pöbeleien und „Handgreiflich- 
keiten“. 

Seit der Fußballweltmeisterschaft 2006 
finden sich im Party- und Szeneviertel 
Äußere Neustadt immer wieder tausende 
Menschen ein, um die Spiele zu sehen 
und anschließend auf den Straßen des 
Viertels zu feiern. 

Während es dabei vor sechs Jahren 
schon vereinzelt zu Übergriffen auf fei- 
ernde Fans anderer Länder gekommen 
war, griffen zur Euro 2008 knapp 50 ver- 
mummte Nazis mehrere Geschäfte sowie 
einige Besucherinnen und Besucher des 
Viertels an. Auch damals war die im 
Stadtteil anwesende Polizei untätig ge- 
blieben und hatte nach den Übergriffen 
nur schleppend ermittelt. Von den mut- 
maßlichen Tätern konnte aus diesem 
Grund lediglich der vermeintliche Draht- 
zieher ermittelt und später zu einer Haft- 
strafe verurteilt werden, zahlreiche weite- 
re an der Tat beteiligte Personen erhielten 
nur Bewährungsstrafen oder wurden frei- 


gesprochen. 


http://www.addn.me MI 


Tag der Befreiung in 
Cottbus 


Ein Naziaufzug in Demmin am 8. Mai 
endete unter Protesten. Hier provozierten 
die Neonazis mit einer Tiermaske und ei- 
nem Pappschild „Ich Schwein feier den 
Tag der Befreiung“. Zum „Friedensfest“ 
versammelten sich 500 Gegendemons- 
tranten. Schließlich blockierten in Cott- 
bus Hunderte Menschen am 12. Mai 
stundenlang einen Aufmarsch der NPD. 
Unterstützung für das Cottbuser Aktions- 
bündnis „Cottbus Nazifrei!“ erhielten sie 
von Beate Klarsfeld. agrex 


NPD-,‚Esel” 


Im Angebot des NPD-Materialdienstes 
befindet sich eine sogenannte „Esel-Ak- 
tion“. Sie beinhaltet eine Maske, zwei 
Plastikplakate mit dem Spruch „Ich Esel 
glaube, dass der Euro uns Deutschen 
nutzt“ und zwei Kabelbinder. Mit der 
Aktion, so die NPD, könne man zum 
Nachdenken anregen: „Maske auf, Schil- 
der um und in belebte Straßen stellen.“ 
Dazu könne man ein paar Flugblätter 
verteilen. Das Material, das an Aufmär- 
sche mit Eselsmasken verkleideter Neo- 
nazis Ende der 70er Jahre in Hamburg er- 
innert, wo Anhänger der ANS um Chris- 
tian Worch mit dem Spruch „Ich Esel 
glaube noch, dass in deutschen KZs Ju- 
den vergast wurden“, aufmarschierten, 
wurde in Zusammenkünften der NPD, 
der Jungen Nationaldemokraten und der 
Kommunalpolitischen Vereinigung der 
NPD von Jörg Hähnel, dem NPD-,,Amts- 
leiter“ für Öffentlichkeitsarbeit und Pa- 
trick Wieschke, dem NPD-Bundesorglei- 
ter vorgestellt. agrex 


Kameradschaft in NRW 
verboten 
NRW: Der Innenminister von NRW, Ralf 
Jäger (SPD) hat am 10. Mai 2012 die 
Kölner „Kameradschaft Walter Spangen- 
berg“ verboten, als deren Kopf der bun- 
desweit aktive Neonazi Axel Reitz gilt. 
agrex 


Ittner festgenommen 


BEJA: Im portugiesischen Beja wurde der 
fanatische neonazistische Hitlerverehrer 
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und Holocaustleugner Gerd Ittner in Un- 
tersuchungshaft genommen, der 2005 
vom Landgericht Nürnberg-Fürth in Ab- 
wesenheit wegen Volksverhetzung zu 
zwei Jahren und 9 Monaten Freiheitsstra- 
fe verurteilt worden war und sich danach 
der Haft durch Flucht entzog. Ittner soll 
früher auch Kontakte zum Umfeld der 
Terroristen des NSU gepflegt haben. 
agrex 


Nazi-Partei in Washington 


USA: Die amerikanische Nazipartei 
(ANP) hat mit John Bowles erstmals ei- 
nen offiziellen Vertreter nach Washington 
geschickt, der bei Kongressabgeordneten 
für ihre Belange werben soll. Ziel sei, 
Einfluss auf die Gesetzgebung zu The- 
men wie Arbeitslosigkeit, Einwanderung 
oder Haushalt zu nehmen. agrex 


Drohmail gegen Linken 


Vor einigen Tagen erhielt der Landes- 
sprecher der Landesarbeitsgemeinschaft 
(LAG) Antifaschismus DIE LINKE Nie- 
dersachsen, Carl O. Bleichert, eine Mail, 
in dieser heißt es u.a.: „, (...) wird bei der 
nächsten antifaschistischen Demonstrati- 
on vielleicht einem bisher noch nicht be- 
kannten BLU TBAD zum Opfer fallen 
(...) Auch ein Flammenwerfer (...) wel- 
cher im „Warschauer Ghetto“ Anwen- 
dung fand, ist keine schlechte Waf- 


„Euthanasie 


Die aktuelle Ausgabe des LaG-Magazins 
greift mit dem Schwerpunkt der „Eutha- 
nasie“-Morde im Nationalsozialismus 
eine Thematik auf, die sowohl erinne- 
rungskulturell als auch in der historisch- 
politischen Bildung eher randständig be- 
handelt wird. Das ist aus vielerlei Grün- 
den ein Manko. Für den Bildungsbereich 
lassen sich an den relativ breiten Protes- 
ten und dem Widerstand gegen die Mor- 
de an Kranken und so genannten Behin- 
derten aufzeigen, dass und welche Hand- 
lungsspielräume Einzelnen im National- 
sozialismus blieben. Umgekehrt flossen 
die Erfahrungen der Täter/innen der T4- 
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fe..(...)“ Gezeichnet war diese Mail mit 
einer volksverhetzenden Unterzeichnung 
die in faschistischen Kreisen üblich ist. 

Es wurde Strafanzeige über einen 
Rechtsanwalt gestellt, den Inhalt dieser E- 
Mail in jeglicher Beziehung auf die straf- 
rechtliche Relevanz, insbesondere im 
Hinblick auf die unseres Erachtens ein- 
schlägigen Straftatbestände der Volksver- 
hetzung, Verwenden von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen, Nö- 
tigung und Bedrohung zu prüfen. 

Dieser Vorgang stellt eine Fortsetzung 
von Nazi-Drohungen gegen das engagier- 
te antifaschistische Handeln der Landes- 
arbeitsgemeinschaft der LINKEN, insbe- 
sondere ihres SprecherInnenkreises dar. 


Erinnert sei an die vor kurzem öffentlich 
gemachten E-Mails, mit neonazistischen 
Inhalt aus Kreisen des CDU-Kreisverban- 
des Holzminden, die die Holzmindener 
Kreistagsabgeordnete und Sprecherin die- 
ser LAG der LINKEN erreichten. 

Carl ©. Bleichert äußerte sich wie 
folgt: „Vor kurzem wurden die Taten der 
Nazi-Terrorgruppe NSU öffentlich. Par- 
teibüros meiner Partei werden angegrif- 
fen, Morddrohungen werden per Internet 
verbreitet. Diese Täter müssen von der 
Justiz zur Verantwortung gezogen wer- 
den. Ich lasse mich von meinem Handeln 
als Antifaschist nicht abbringen oder ein- 
schüchtern. Darum wurde Anzeige erstat- 
tet.“ 


Versuch, uns und andern nach nationalsozialistischer 
Herrschaft Menschenrechte zu erklären 


Das Buch ist anlässlich des 30. Gründungsjahres des Ko- 


I mitees für Grundrechte und Demokratie im Jahr 2010 


rm 


konzipiert worden. Gründungsmitglied Wolf-Dieter Narr 
unternimmt in diesem Buch den Versuch, Menschenrech- 
te so allgemeinverständlich zu erklären, dass sie zur 
Grundlage und zum Horizont menschlichen Handelns, 
Orientierens und Urteilens zu werden vermögen. 

Komitee für Grundrechte und Demokratie (Hrsg.), Wolf- 
Dieter Narr zusammen mit Dirk Vogelskamp, Trotzdem: 
Menschenrechte! Versuch, uns und anderen nach natio- 
nalsozialistischer Herrschaft Menschenrechte zu erklären, 


Köln 2012, S. 292; 18,- Euro (ISBN 978-3-88906-137-9) 


Mordaktion in die Vernichtung der euro- 
päischen Juden und anderer Opfergrup- 
pen ein und viele an den „Euthanasie“- 
Morden Beteiligte wurden zu Mördern 
oder Mordgehilfen in den Vernichtungs- 
lagern der „Aktion Reinhard“. Folgende 
Essays sind enthalten: 

Jan Effinger zeigt am Beispiel eines 
„Euthanasie“-Opfers auf, dass der Status 
eines Kriegsgrabes dem Gedenken von 
Opfern des Nationalsozialismus zugute 
kommt und gibt einen Einblick in Bil- 
dungsprojekte des Volksbundes Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge. 

Das Thema von Christian Kuchler sind 
der Widerstand einzelner Vertre- 
ter der katholischen Kirche gegen 
die NS-,‚Euthanasie“ am Beispiel 
des Münsteraner Bischofs von 
Galen und der Protest gegen den 
Spielfilm „Ich klage an“, in dem 
sich die massenmediale Propa- 
ganda des Regimes manifestierte. 

Regine Gabriel reflektiert die 
Möglichkeiten theaterpädagogi- 
scher Arbeit in der Gedenkstätte 
Hadamar. Darin sieht sie eine 


ÜBER UNS. 


& Chance, sich mit dem histori- 


schen Geschehen nicht allein ko- 


Nationalsozialismus 


gnitiv auseinanderzusetzen und begreift 
Theaterspiel als eine Form von Erinne- 
rungsarbeit, mit der sie gute Erfahrungen 
sammeln konnte. 

Sophie Wagenhofer gibt uns einen Ein- 
blick in die Geschichte des österrei- 
chischen Lern- und Gedenkortes Schloss 
Hartheim, in dem über 18.000 Menschen 
ermordet wurden. Darüber hinaus um- 
reißt die Autorin die Diskussionen des 
Trägervereins um Gegenwartsbezüge in 
den Bereichen Bioethik und Eugenik. 

Robert Parzer bringt uns die Entste- 
hung und den Aufbau des virtuellen „ge- 
denkortes t4“ näher und widmet sich den 
Debatten, die sich um die Konzeption 
dieses Erinnerungsangebots im WWW im 
Zuge seines Aufbaus rankten. 

Daniel Ziemer widmet sich in seinem 
Aufsatz anhand von drei Beispielen der 
Bildungsarbeit in der Gedenkstätte Pirna- 
Sonnenstein. Dabei betont er die Sicht auf 
die Gedenkstätte als Funktion für das kol- 
lektive Gedächtnis. 

Violetta Rudolf bespricht das Kinder- 
und Jugendbuch „Anton oder die Zeit des 
unwerten Lebens“. 

Download als PDF auf der Website: 
http://www.lernen-aus-der-geschichte.de 


Proteste gegen Werkausstellung 
Werner Peiner 


KEINE REHABILITIERUNG 


DAS WESEN DES MALERS WERNER PEINER 


Der nationalsozialistische Propaganda- 
maler Werner Peiner wurde am 20. Juli 
1897 in Düsseldorf geboren. Nach dem I. 
Weltkrieg, an dem er als Freiwilliger von 
1914 bis 1918 teilgenommen hatte, stu- 
dierte er ab 1919 an der Düsseldorfer 
Kunstakademie. 

Bereits 1920 gründete Peiner mit zwei 
Meisterschülern die „Dreimannwerkstät- 
te‘. Die Nachwuchskünstler experimen- 
tierten mit Bemalungen von Wandteppi- 
chen, die figürliche Szenen zeigten. Zwar 
löste sich die Gruppe 1923 wieder auf, 
doch blieben für Peiner große Textilbilder 
und Mosaiken ein wesentliches Thema. 

Zunächst war er der „Neuen Sachlich- 
keit“ zuzuordnen und an der legendären 
Ausstellung von Gustav Hartlaub 1925 in 
Mannheim beteiligt, mit welcher die 
Neue Sachlichkeit als Stilrichtung defi- 
niert wurde. Dort fanden sich Arbeiten 
von Peiner neben denen von George 
Grosz, Max Beckmann, Otto Dix, Rudolf 
Schlichter und anderen, die einen realisti- 
schen Malereistil propagierten und einen 
sozialkritischen bis sozialistisch/ revolu- 
tionären Ansatz vertraten. Peiner gehörte 
im Unterschied zu den sich mehrheitlich 
fortschrittlich verstehenden Künstlern zu 
den „Neoromantikern“, die im Laufe der 
Zeit eine konservative Gegenpositionen 
zu den kritisch/urbanen Inhalten der Neu- 
en Sachlichkeit einnahmen. 

Werner Peiner, der schon vor 1933 mit 
den Nazis sympathisiert hatte, galt als 


Lieblingsmaler Hermann Gö- 
rings, was seinen Aufstieg 
zum nationalsozialistischen 
Staatskünstler beförderte. 
1933 wurde er an der Düssel- 
dorfer Akademie zum Profes- 
sor für Monumentalmalerei 
berufen und vom „zweiten 
Mann des Dritten Reiches“ in 
; den folgenden Jahren großzü- 
gig protegiert. 

1934 löste Peiner seine 
Kunstklasse aus dem Akade- 
miebetrieb, um in Kronen- 
burg in der Eifel zu arbeiten. 
1935 entstand daraus die 
„Landakademie“, aus der 
1937 die Hermann-Göring- 
Meisterschule hervorging, 
eine selbstständige Kunst- 
schule, die für den NS-Staat 
Modellcharakter besaß. Die 
Spezialität Peiners, der 1937 
in die NSDAP eintrat, war die 
Herstellung großer Wandtep- 
piche, mit denen er u. a. das 
Reichsluftfahrtministerium 
und Görings Landsitz Carin- 
hall ausstaffierte. Ehrungen 
für Peiner ließen nicht auf sich warten. 
1937 erfolgte seine Ernennung zum Mit- 
glied der Preußischen Akademie der 
Künste, 1940 die Auszeichnung als Preu- 
Bischer Staatsrat. 

1939 erhielt Peiner den Auftrag, die 
Neue Reichskanzlei in Berlin mit acht 
Wandteppichen „deutscher Schicksals- 
schlachten“ in den Maßen 540 cm x 1000 
cm auszustatten. 

Zusammen stellten die ausgewählten 
Ereignisse ein Programm dar, das den Na- 
tionalsozialismus als Vollstrecker der 
deutschen Geschichte legitimieren sollte. 

1944 wurde Werner Peiner von Adolf 
Hitler in die „Gottesbegnadeten-Liste“ als 
einer der 12 wichtigsten bildenden NS- 
Künstler aufgenommen, ein Sonderstatus, 
denn generell befanden sich in dieser 
Aufstellung auch Künstler, welche nicht 
als Nazis galten. 

Nach dem II. Weltkrieg war Peiner le- 
diglich kurz interniert. 1948 kaufte er die 
Burg „Haus Vorst“ in Leichlingen/Rhein- 
land, wo er bis zu seinem Tod 1984 gut 
von seiner Arbeit als Maler leben konnte. 
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Kunst Forum Eifel stellt Nazikunst aus 


Peiner hat seine nationalsozialistische 
Überzeugung nie in Frage gestellt. Die 
Werkschau des KunstForums Eifel 
(http://www.kunstforumeifel.de/) in Ge- 
münd vom 19. Mai bis 26. August 2012 
stellt einen erneuten Versuch dar, den 
braunen Maler und nationalsozialistische 


Kunst generell zu rehabilitieren. Dieses 
Anliegen ist nicht neu. Bereits 1956 gab 
es eine erste Peiner-Ausstellung in der 
Bundesrepublik, die allerdings auf große 
Kritik traf. 

Auch in den folgenden Jahren blieb der 
Umgang mit NS-Kunst in Deutschland 
umstritten. Eine grundsätzliche Diskussi- 
on über ihre Aufnahme in Ausstellungen 
und Museen löste 1986 der Industrielle 
und Kunstsammler Peter Ludwig aus. Da 
im gleichen Jahr die Regierung der USA 
einen Teil der „German War Art Collecti- 
on“ an die Bundesrepublik übergab, kam 
dem Thema eine besondere Relevanz zu. 
Heute sind die Arbeiten im Deutschen 
Historischen Museum in Berlin verwahrt. 

Seit den 1990er Jahren ist ein veränder- 
ter Umgang mit der Nazi-Kunst zu erken- 
nen. Nicht wenige Wissenschaftler for- 
dern die „Historisierung“ der zwischen 
1933 — 1945 entstandenen Werke und da- 
mit eine unbefangenere Einordnung. Da- 
bei gerät allzu gern in Vergessenheit, dass 
es bei NS-Kunst immer um die Zurschau- 
stellung antidemokratischer, antisemiti- 
scher und rassistischer Propaganda geht — 
damit kann es keinen Frieden geben! 

Künstler Bernd Langer (Kunst und 
Kampf) & Antifa Euskirchen/Eifel 
15.5.2012 


Zum Plakat! 


1939 erhielt der nationalsozialistische 
Propagandamaler Werner Peiner den 
Auftrag, acht Wandteppiche für die Mar- 
morgalerie der Reichskanzlei in Berlin 
mit „deutschen Schicksalsschlachten“ in 
den Maßen 10 m x 5,40 m zu fertigen. 
Zusammen stellten die ausgewählten 

Ereignisse ein Programm dar, das den Na- 

tionalsozialismus in die Kontinuität deut- 

scher Geschichte stellen sollte. Es handel- 
te sich um: 

e Die Schlacht im Teutoburger Wald, 
(Jahr 9); 

° König Heinrich I. in der Ungarn- 
schlacht, (15. März 933); 

° Die Belagerung der Marienburg, 
(1410); 

e Die Türken vor Wien, (1529); 

° Friedrich der Große bei Kunersdorf, 
(12. August 1759); 

«e Die Schlacht bei Leipzig, (16. — 18. 
Oktober 1813); 

° Die Tankschlacht von Cambrai, (20. 
November bis 7. Dezember 1917); 

« Der achte, nicht überlieferte Entwurf, 
sah ein Ereignis aus der NS-Zeit vor, 
also eine entscheidende Schlacht aus 
dem II. Weltkrieg. 

Die Abbildung auf dem Plakat zeigt ei- 
nen Ausschnitt aus dem Wandteppich 
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„Die Schlacht im Teutoburger Wald“, auf 
welchem eine Darstellung des Cherusker- 
Fürsten Arminius umgeben von germani- 
schen Kriegern zu sehen ist. Allerdings 
wurde die vierfarbige Originaldarstellung 
auf eine grün/weiße reduziert. 

Bei der Schlacht im Teutoburger Wald 
im Jahr 9 unserer Zeitrechnung erlitten 
drei römische Legionen samt Hilfstrup- 
pen, was einem Achtel des gesamten rö- 
mischen Heeres entsprach, unter ihrem 
Feldherren Varus eine vernichtende Nie- 
derlage gegen ein germanisches Heer un- 
ter Führung des Arminius (zu deutsch: 
„Hermann“). Damit endeten die Versuche 
der Römer, sich das rechtsrheinische Ge- 
biet Germaniens zu unterwerfen. 


| $" Nationalpark-Tor 2 


Mit dem Auf- 
kommen der Ro- 
mantik und des Na- 
tionalismus, vor al- 
lem während der 
Befreiungskriege 
gegen Napoleon 
(1813 - 1815), 
wurde Arminius zu 
einer nationalen 
Leitfigur — und ist 
es bis heute geblie- 
ben. (1) 

Insbesondere die 
Nazis bezogen sich 
auf diesen nationa- 
len Gründungsmy- 
thos. Mit dem Wandteppich sollte der his- 
torische Anspruch der Nationalsozialisten 
auf die deutsche Geschichte und ein neu- 
es, III. Reich in der Tradition des „Tau- 
sendjährigen Reiches“ unterstrichen wer- 
den. Das I. Deutsche Reich, auch „Heili- 
ges römisches Reich deutscher Nation“ 
genannt, ging auf das Frankenreich unter 
Karl dem Großen um 800 zurück und 
wurde offiziell erst im Jahre 1806 von 
Napoleon Bonaparte aufgelöst. Das II. 
Reich, als „Deutsches Kaiserreich“ be- 
zeichnet, bestand von 1871 bis 1918. 

Die nationalsozialistische Agitation ist 
bei der abgebildeten Schlachtszene durch 
NS-Symbolik unterstützt: im Ausschnitt 
kann man auf dem Schild des Arminius 


| 


Die Opfer von Lidice 
mahnen noch heute! 


Erklärung der FIR zum 10. Juni 1942 - 2012 


Faschistische Politik war eine Vernich- 
tungspolitik, die auch vor barbarischen 
Morden an der Zivilbevölkerung nicht 
zurückschreckte. Dies betraf nicht nur 
den Krieg gegen die Sowjetunion, der 
wegen der zahlreichen Massenmorde zu- 
recht als „‚Vernichtungskrieg“ bezeichnet 
wird, sondern auch die anderen Kriegs- 
schauplätze, an denen Wehrmacht und 
SS-Einheiten gemeinsam Verbrechen ge- 
gen die Bevölkerung begingen. 

Vor 70 Jahren, am 10. Juni 1942 ermor- 
deten deutsche Truppen in der Tschecho- 
slowakei in dem 500 Einwohner-Dorf Li- 
dice rund 20 Kilometer nordwestlich von 
Prag die gesamte männliche Bevölke- 
rung, deportierten die Frauen in Konzen- 
trationslager und brachten die meisten 
Kinder zur Umerziehung nach Deutsch- 
land. Zwei Wochen später töteten deut- 
sche Truppen mehr als 30 Männer in Le- 
zaky, rund hundert Kilometer östlich von 
Prag. Als Rechtfertigung für diese Massa- 
ker nannten die faschistischen Okkupan- 
ten den erfolgreichen Bombenanschlag 
auf Reinhard Heydrich, den Planungsbe- 
auftragten für die „Endlösung‘ der Juden- 
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frage und höchsten NS-Funktionär im da- 
maligen Böhmen und Mähren. 

In der Tat gelang es Ende Mai 1942 ei- 
ner Gruppe in Großbritannien trainierter 
tschechischer Widerstandskämpfer direkt 
in Prag diesen Verantwortlichen für zahl- 
lose Verbrechen auch gegen die tsche- 
chische Bevölkerung zu töten. Aus Rache 
und um die tschechische Zivilbevölke- 
rung einzuschüchtern wurden das Dorf 
Lidice vernichtet und später die Männer 
von Lezarky erschossen. Doch auch die- 
ser Terror konnte den illegalen Wider- 
standskampf in der CSR nicht unterdrü- 
cken. Auch tschechoslowakische Antifa- 
schisten leisteten ihren Beitrag zur Be- 
freiung ihres Landes vom Faschismus. 


Sigrunen, wie sie auch von der SS benutzt 
wurden, erkennen. 


(1) Die Orte der Schlacht wurden an verschiedenen 
Stellen vermutet. Früher ging man vom Teutoburger 
Wald aus, wo das kolossale Hermannsdenkmal bei 
Detmold seit 1875 an die Schlacht erinnert. Seit Ende 
der 1980er Jahre wurden systematische archäologi- 
sche Grabungen an einem Fundort in Kalkfriese am 
Wiehengebirge im Osnabrücker Land durchgeführt. 
Viele Indizien sprechen dafür, dass dies der Ort des 
antiken Geschehens gewesen sein könnte. Seit dem 
Jahr 2000 existiert dort der „Museumspark Varus- 
schlacht” mit einem 40 Meter hohen Aussichtsturm, 
von dem aus das Schlachtfeld überblickt werden 
kann, das man sich zu Fuß über verschiedene Statio- 
nen erschließt. In einem großen Museumsbau sind 
mehr als 3000 Fundstücke zu finden. 

Da diese versteckten Anspielungen Werner Peiners 
nicht ausreichen, um das Bild auf den ersten Blick 
als Propaganda zu identifizieren, wurde ein großes, 
bräunliches Hakenkreuz aufgelegt, dessen textiler 
Hintergrund zudem die gewebte Struktur der Vorla- 
ge verdeutlicht. 

Die rot unterlegten Textbereiche des Plakates heben 
die in grün gehaltene Abbildung in ihrer Mitte her- 
vor. Dieser Effekt ergibt sich unter anderem daraus, 
dass rot und grün Komplementärfarben sind, sich im 
Farbspektrum also gegenüber stehen. 

Betrachtet man das Plakat von weitem, sticht beson- 
ders das Hakenkreuz hervor. Es macht deutlich, 
dass es sich hier um Nazi-Kunst handelt, gegen die 
es vorzugehen gilt 


Bernd Langer, Mai 2012 WM 


Die Internationale Föderation der Wi- 
derstandskämpfer (FIR) erinnert an die- 
sem Tag an die Kämpferinnen und Kämp- 
fer gegen den Faschismus, die trotz Terror 
und Verfolgung ihren Mut und Kampfes- 
willen bewahrt haben. Die FIR gedenkt 
aller Opfer von Lidice. Und es gilt dabei 
gegen alle Versuche der Geschichtsfäl- 
schung deutlich zu machen: Nicht der an- 
tifaschistische Widerstand war verant- 
wortlich für dieses Massaker, sondern die 
faschistische Okkupationspolitik. 


Keine Relativierung faschistischer 
Verbrechen zulassen! 


Nie wieder Faschismus, nie wieder 
Krieg! 


Für den Exekutivausschuss 
Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär 


FEDERATION INTERNATIONALE 
DES RESISTANTS (FIR) - 
ASSOCIATION ANTIFASCISTE 


Netzwerk Südheide gegen Rechtsextremismus fordert: 


„Endlich Schluss mit den 
Nazitreffen in Eschede!” 


Wir laden all diejenigen ein an unseren 
Aktionen teilzunehmen, denen auch je- 
des Nazitreffen eines zu viel ist! 
Seit über 25 Jahren werden in Eschede 
Nazitreffen durchgeführt. Aktuell steht 
eine Sonnwendfeier bevor. Diese soge- 
nannte Brauchtumsfeier dient, wie auch 
das jährlich stattfindende Erntedankfest, 
nicht nur dem gemeinsamen Feiern. Nazis 
aus ganz Norddeutschland knüpfen hier 
Kontakte, pflegen Kameradschaftsverbin- 
dungen und bewerben anstehende Aktio- 
nen. Besonders besorgniserregend ist die 
zunehmende Mitnahme von Kindern und 
Minderjährigen zu diesen Treffen. Die 
Kinder werden von klein auf der Ideologie 
und den Anschauungen der extremen 
Rechten ausgesetzt. Sie wachsen mit dem 
Bewusstsein auf, dass nichtdeutsche Men- 
schen weniger Wert seien als sie selbst 
und dass es „heldenhaft‘“ sei, sich gegen 
eine angebliche „Überfremdung“ einzu- 
setzen. Bei diesen „Feiern“ erfahren sie 
eine inszenierte Gemeinschaftlichkeit, die 
sie in ihrer chauvinistischen Haltung 
stärkt. Mit einem Gefühl der Überlegen- 
heit indoktriniert, gehen diese Kinder und 
Jugendlichen zurück an Schulen, in Sport- 
vereine, Spielmannszüge und Freiwillige 
Feuerwehren, in Schützenvereine und in 
Jugendclubs und können wiederum ande- 
re Jugendliche beeinflussen und im 
schlimmsten Fall für sich vereinnahmen. 
Wir fordern, dass die zuständigen Be- 
hörden die Treffen nicht nur beobachten, 
um zu verhindern, dass eine Kindeswohl- 
gefährdung stattfindet, sondern gegebe- 


nenfalls illegales jugendgefährdendes 
Material konfiszieren und Strafanzeige 
erstatten. Dazu muss auch die Polizei vor 
Ort sein und kontrollieren, ob evtl. indi- 
ziertes Material bei den Treffen den Kin- 
dern und Jugendlichen zugänglich ist und 
ob verbotene Zeichen und Symbole ge- 
zeigt werden. 

Die Sonnwendfeiern sind nicht die ein- 
zigen Zusammenkünfte der extremen 
Rechten auf dem Bauernhof Nahtz in 
Eschede. 

In letzter Zeit traf sich die Kamerad- 
schaftsszene, es übte die „Trommelgrup- 
pe Norddeutschland“, die sich selbst als 
Nationalisten bezeichnet und auf De- 
monstrationen, Sonnwendfeiern, etc. den 
Takt vorgibt und es fand im vorletzten 
Sommer ein Konzert mit 600 Neonazis 
statt. Karfreitag dieses Jahres organisier- 
ten Neonazis aus dem Bundesgebiet, nach 
Hausdurchsuchungen in Nordrheinwest- 
falen, eine „Solidaritätsveranstaltung‘“ mit 
rund 100 Neonazis. 


Es reicht! 
Jedes Nazitreffen ist eines zuviel! 


Anlässlich der diesjährigen Sommer- 
sonnwendfeier auf dem Hof Nahtz in 
Eschede wird es am 23.6.2012 eine große 
Bündnisdemonstration geben. Der DGB 
Nord-Ost-Niedersachsen ist Anmelder 
und organisiert zusammen mit dem Netz- 
werk Südheide gegen Rechtsextremis- 
mus das umfangreiche Programm. 

Ort der Veranstaltung ist die Verbin- 
dungsstraße von Eschede zur Marine- 


GEMEINSAM 


GEGEN DIE 
NASSEN 


IN ESCHEDE 


FÜR DEMOKRATIE UND MENSCHENRECHTE 


23.06.2012 


1L UHR BAHNHOF 


siedlung und gleichzeitig Zubringer zum 
Hof Nahtz. 


Programm für den 23.06.2012 


14.00 Uhr: Start am Bahnhof Esche- 
de, Demonstration zur Kreuzung „Am 
Dornbusch/Zum Finkenberg“ 

15.00 Uhr: Gedenken an die Todes- 
opfer Rechter Gewalt / Vorstellung des 
Siegerlogos und der neuen Webseite des 
Netzwerks Südheide gegen Rechtsextre- 
mismus / Musik von „Timbuktu“ und ei- 
ner Sambagruppe, Ausstellungen, Infor- 
mationen, Aktionen gegen Rechtsextre- 
mismus an der Kreuzung Am Dorn- 
busch/Zum Finkenberg 

18:00 Uhr: Staffelgottesdienst: je 
ein Zug ab der Marinesiedlung und ab 
Eschede (Nähe Kreuzung Hermannsbur- 
ger Straße/Bergener Straße) zur Kreu- 
zung Am Dornbusch/Zum Finkenberg, 
dort gemeinsamer Abschluss 


Celle, den 07.06.2012 

Kirsten Dieckmann 

für das Netzwerk Südheide gegen 
Rechtsextremismus 
KirstenDieckmann@web.de 


Frankreich zwischen den beiden 
Durchgängen der Parlamentswahl 


Extreme Rechte relativ stark, aber un- 
terhalb ihres Niveaus bei der Präsi- 
dentschaftswahl im April 2012. Die re- 
gierende Sozialdemokratie dürfte mit 
einer sicheren Mehrheit ausgestattet 
werden. Vor der Stichwahl stellt sich 
nun die Frage möglicher wahltakti- 
scher „Rücksichtnahmen” zwischen 
Konservativen und Rechtsextremen, 
jedenfalls in einigen Wahlkreisen... 


Marine Le Pen könnte, danach sieht es 
derzeit ziemlich stark aus, der nächsten 
französischen Nationalversammlung an- 
gehören. Dieses „Unterhaus“ des franzö- 
sischen Parlaments wird an diesen beiden 
Sonntagen, dem 10. und dem 17. Juni 12, 
für die nächsten fünf Jahre gewählt. Am 
vergangenen Sonntag erhielt der rechts- 


extreme Front National (FN) dabei 13,6 
Prozent der Stimmen. Dies ist der Dur- 
schnitt im gesamten französischen Wahl- 
gebiet, ohne „Überseefrankreich“ beträgt 
der Wert hingegen zwischen 14,1 und 
14,2 Prozent. Auf sonstige rechtsextreme 
Kandidaturen, die in den allermeisten 
Fällen erfolglos blieben — mit Ausnahme 
jener des Bürgermeisters von Orange, 
Jacques Bompard — entfielen im frank- 
reichweiten Durchschnitt 0,2 Prozent. 
Die extreme Rechte lag damit unterhalb 
ihres Ergebnisses bei der französischen 
Präsidentschaftswahl (17,9 Prozent im 
ersten Durchgang). Aber dieser relative 
Rückgang ist klassisch, da die rechtsextre- 
me Wählerschaft stark auf eine Führungs- 
persönlichkeit fixiert ist und in aller Regel 
Präsidentschaftswahlen am günstigen für 


den Front National ausfallen. Zum Ver- 
gleich: Im Jahr 2002 erhielt der FN-Präsi- 
dentschaftskandidat Jean-Marie Le Pen 
16,9 Prozent im ersten und 17,8 Prozent 
im zweiten Durchgang der Präsident- 
schaftswahl, aber den darauffolgenden 
Parlamentswahlen fiel der Wert für seine 
Partei auf 11 Prozent. Und im letzten 
überregionalen Wahljahr 2007 erhielt 
Jean-Marie Le Pen 10,5 Prozent bei der 
Präsidentschaftswahl, doch danach fiel die 
rechtsextreme Partei auf nur noch 4,3 Pro- 
zent bei der Parlamentswahl. (Es war ihr 
allerschlechtestes Jahr, denn damals verlor 
sie zahlreiche Wähler/innen an den kon- 
servativen Aufsteiger Nicolas Sarkozy. 
Diese hat sie inzwischen weitestgehend 
zurückgewonnen, und andere noch dazu.) 
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Hoher Stimmenanteil, aber 
schwache parlamentarische 
Vertretung zu erwarten 


Nach dem ersten Wahlgang sieht es so 
aus, als werde der rechtsextreme Front 
National (FN) voraussichtlich zwischen 
einem und vier Sitzen holen. Von insge- 
samt 577 Sitzen, die die Nationalver- 
sammlung aufweist. Aber wenn die 
43jährige Parteichefin und frühere An- 
wältin persönlich unter den — wenigen — 
gewählten Abgeordneten der extremen 
Rechten wäre, könnte ihre Partei dies 
dennoch als wichtiges Signal darstellen. 
Und ferner darauf hoffen, dass ihr die 
Redegewandtheit der Juristin immer wie- 
der Aufmerksamkeit in den überregiona- 
len Medien verschafft, wenn wichtige 
parlamentarische Debatten anstehen. 
Auch wenn der Fraktionsstatus uner- 
reichbar sein dürfte; er beginnt nach der- 
zeitigem parlamentarischem Reglement 
bei fünfzehn Mandaten. 

Das bei überregionalen Parlaments- 
wahlen in Frankreich gültige Mehrheits- 
wahlrecht wirkt sich dabei einmal mehr 
zu Lasten des Front National aus. (Es 
schadet aber auch anderen kleineren und 
mittelgroßen Parteien, und bildet insge- 
samt einen undemokratischen Mechanis- 
mus.) Allerdings wird seine Wirkung 
durch die in diesem Jahr außerordentlich 
starke Wahlenthaltung noch beträchtlich 
verstärkt. Denn die geltenden Regelungen 
sehen vor, dass ein/e Parlamentskandi- 
dat/in im ersten Wahlgang die Stimmen 
von mindestens 12,5 % der in die Wähler- 
listen eingetragenen Stimmberechtigten — 
und nicht 12,5 % der abgegebenen Stim- 
men — erhalten muss, um in die Stichwahl 
einziehen und an der zweiten Runde teil- 
nehmen zu können. Je nach Wahlbeteili- 
gung entspricht dieser Wert aber in den 
einzelnen Wahlkreisen jeweils 13, 15, 18 
oder mehr Prozent der tatsächlich abgege- 
ben Wähler/innen/stimmen. In diesem 
Jahr betrug die Enthaltung frankreichweit 
42,77 Prozent. Dies bedeutet, dass im 
Durchschnitt mindestens rund 17 Prozent 
der Stimmen für einen Bewerber oder 
eine Bewerberin des FN abgegeben wer- 
den mussten, um ihm oder ihr die Teil- 
nahme an der Stichwahl zu erlauben. 


In der Stichwahl präsent in 61 Fällen 


Diese Hürde konnte die rechtsextreme 
Partei in diesem Jahr in 61 Wahlkreisen 
überwinden, in denen man also am kom- 
menden Sonntag noch FN-Stimmzettel 
abgeben kann. Bei der letzten Parla- 
mentswahl, im Juni 2007, war dies über- 
haupt nur in einem Wahlkreis der Fall ge- 
wesen: im nordostfranzösischen Henin- 
Beaumont, wo Marine Le Pen (damals 
wie in diesem Jahr) antrat. Aber in der 
Vergangenheit hatte es bereits schon ein- 
mal höhere Werte gegeben: Bei der fran- 
zösischen Parlamentswahl im Mai/Juni 
1997 hatten Kandidaten des Front Natio- 
nal in 133 Wahlkreisen (von insgesamt 
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577) an der Stichwahl teilnehmen kön- 
nen. Dies kostete die französischen Kon- 
servativen damals mehrere Dutzend Sit- 
ze, da die seitdem in ihren Reihen be- 
rüchtigten, so genannten Dreiecksfiguren 
— triangulaires — in der Regel auf Kosten 
der bürgerlichen Rechten gingen. Bei ei- 
ner triangulaire-Konstellation stehen sich 
eine Kandidatur auf der Linken, eine 
Kandidatur auf der (etablierten) Rechten 
und eine neofaschistische Kandidatur ge- 
genüber. 

Das rechts gelagerte Wählerpotenzial 
wird dadurch aufgespalten. Am Ende ge- 
winnt, wer zumindest eine relative Mehr- 
heit — also nicht unbedingt 50 Prozent, 
unter Umständen genügen auch 35 oder 
36 Prozent — erringen kann. 

In diesem Jahr kommt es zu 32 so ge- 
nannten friangulaires. In den übrigen Fäl- 
len, in denen der FN in die Stichwahl ein- 
ziehen konnte, handelt es sich um so ge- 
nannte „Duelle“ zwischen jeweils zwei 
Kandidat/inn/en im Wahlkreis. Aufgrund 
dieser relativ begrenzten Anzahl von 
„Dreierfiguren“, welche für die bürgerli- 
che Rechte besonders ungünstig sind, 
konnte die Parteiführung der konservativ- 
wirtschaftsliberalen UMP den Schaden 
eingrenzen. (Letztere konnte sich zudem 
mit einem Stimmenanteil von 34,1 Pro- 
zent — zusammen mit kleineren Verbün- 
deten — auf ziemlich hohem Niveau hal- 
ten konnte, nach ihrer Niederlage bei der 
Präsidentschaftswahl. Gegenüber dem 
ersten Wahlgang der Präsidentschafts- 
wahl liegt ihr Anteil um rund sieben Pro- 
zent höher.) 

Deshalb dürfte auch nicht mit einer 
ausufernden Bündnisdiskussion auf 
frankreichweiter, zentraler Ebene in den 
kommenden Tagen zu rechnen sein. Eine 
solche würde dann auszubrechen drohen, 
wenn die UMP aufgrund einer hohen An- 
zahl von triangulaires besonders stark auf 
Zugeständnisse von Seiten des FN hoffen 
müssten, um nicht allzu viele Wahlkreise 
zu verlieren. Dies wird nun nicht unmit- 
telbar der Fall sein. Unterdessen wird sich 
jedoch die Frage stellen, wie sich jeweils 
die Wähler/innen des FN verhalten wer- 
den, dort wo allein die UMP in die Stich- 
wahl kam — und umgekehrt. 

Seitens der Parteiführung der UMP lau- 
tet die Linie „Weder ‚republikanische 
Front‘ noch Front National“. Als ‚front r&- 
publicain‘ bezeichnet man seit den 
1990er Jahren das Zusammenwirken der 
etablierten Parteien — Sozialdemokratie 
und Konservativ-Wirtschaftsliberale — in 
einer Stichwahl, um das Durchkommen 
eines rechtsextremen Kandidaten zu ver- 
hindern. Die sozialistische Parteichefin 
Martine Aubry rief nach dem ersten 
Wahlgang am Sonntag zu einem solchen 
Wahlverhalten auf. Um ihren Worten Ta- 
ten folgen zu lassen, kündigte die PS-Vor- 
sitzende am Montag tagsüber den Rück- 
zug der sozialistischen Parlamentskandi- 
datin Catherine Arkilovitch im südost- 


französischen Carpentras an. Diese hatte 
als drittplatzierte Kandidatin (21,98 %), 
hinter der rechtsextremen Bewerberin 
Marion Marechal-Le Pen — die 22jährige 
Jurastudentin ist eine Enkelin von Partei- 
gründer Jean-Marie Le Pen — mit 34,63 % 
und einem UMP-Kandidaten mit 
30,03%, abgeschnitten. Arkilovitch hatte 
am Montag früh zunächst noch Wider- 
streben gegenüber dem Rückzug ihrer 
Kandidatur gezeigt. 

Dagegen blieb die Parteiführung der 
UMP, hinter ihrem Vorsitzenden Jean- 
Frangois Cope£, bei einer Linie des „We- 
der PS noch FN“. Von ihrer Seite her 
wurde argumentiert, die französische So- 
zialdemokratie verbünde sich ja auch mit 
dem Linksbündnis unter Jean-Luc Melen- 
chon (ungefähr vergleichbar mit dem 
deutschen Zusammenschluss von PDS 
und WASG, wobei sich in dem Falle die 
„Linkspartei“ Melenchons und die fran- 
zösische KP zusammentaten). Dieses sei 
für marxistische Diktaturen, und deswe- 
gen müsse man zur Linken — mindestens 
— genau so viel Abstand halten wie zu den 
Neofaschisten. Völlig im Sinne der bür- 
gerlichen „Extremismus“theorie, wonach 
entschieden links (= „linksextremistisch‘“) 
genauso schlimm wie „rechtsradikal“ sein 
soll. Unabhängig vom Sinn, oder viel- 
mehr: hanebüchenen Unsinn, dieser 
Theorie: Allerdings sieht es im Augen- 
blick sehr danach aus, als benötige die 
seit dem Ausgang der Präsidentschafts- 
wahl vom 6. Mai 2012 regierende Sozial- 
demokratie die „Linksfront‘“ unter Melen- 
chon gar nicht, um eine Parlamentsmehr- 
heit zu bilden. Aller Voraussicht nach 
wird die Sozialdemokratie entweder al- 
lein, oder im für sie ungünstigten Fall zu- 
sammen mit dem grün-linksliberalen 
Wahlbündnis EE-LV (Europe Ecologie- 
Les Verts), über eine absolute Mehrheit 
an Sitzen verfügen. Auf Stimmen von 
links wird sie deswegen mutmaßlich 
überhaupt nicht angewiesen sein. 

Mindestens eine frühere konservative 
Ministerin unter Nicolas Sarkozy bemüh- 
te sich unmittelbar nach dem ersten 
Durchgang der Parlamentswahl unver- 
blümt um die Stimmen der extremen 
Rechte. Die ehemalige Familienministe- 
rin Nadine Morano — die von vielen zu 
den dümmsten und primitivsten Vertrete- 
rinnen des vormaligen Regierungslagers 
unter Sarkozy gerechnet wird — liegt in 
ihrem Wahlkreis in Toul, in Lothringen, 
mit 34,3 Prozent der Stimmen um fünf 
Prozent hinter ihrem sozialistischen Mit- 
bewerber. Am Sonntag Abend erklärte 
sie, dass sie „die Wähler des Front Natio- 
nal“ offen zur Stimmabgabe für sich auf- 
rufe: „Wenn ich mich seit Jahren in der 
Politik engagiere, dann deswegen, weil 
ich bestimmte Werte verteidige. Und die- 
se Werte habe ich mit vielen Wählern des 
Front National gemeinsam. Diese rufe ich 
deswegen dazu auf, für mich zu stim- 
men.“ In ihrem Wahlkreis konnte die ex- 


treme Rechte (trotz ihrer 16,45 Prozent 
der abgegebenen Stimmen) nicht in die 
Stichwahl einziehen. 

Der Ausgang des spektakulären 
„Duells der Titanen” in Henin- 
Beaumont 

Zu den aussichtsreichsten Kandidaten der 
extreme Rechten zählt Marine Le Pen 
selbst. Sie erhielt in „ihrem‘“ nordostfran- 
zösischen Wahlkreis (wo sie 2003 um lo- 
kale Verankerung bestrebt ist) rund um die 
frühere Bergbaustadt Henin-Beaumont 
42,36 Prozent der Stimmen. In der Stadt 
Henin-Beaumont selbst liegt sie gar bei 
48,21 Prozent. Hinter ihr landet auf dem 
zweiten Platz der Sozialdemokrat Philippe 
Kemel 23,50. Nur den dritten Platz er- 
reichte der frühere Präsidentschaftskandi- 
dat des Linksbündnisses, Jean-Luc Melen- 
chon, mit 21,48 Prozent. Dies stellt für 
Melenchon - der seine Kandidatur für die 
Stichwahl, welche rechnerisch möglich 
blieb, am Sonntag Abend zurückzog — 
eine bittere Niederlage dar. 

Nach dem Ende der Präsidentschafts- 
wahlen hatte Melenchon, der allerdings 
vor Ort im früheren Bergbaubecken (wo 
Henin-Beaumont liegt) kaum örtliche 
Verankerung aufweist, eine symbolische 
Kampfkandidatur gegen Marine Le Pen 
in „ihrem“ Wahlkreis angekündigt. Dies 
hatte einerseits den Vorteil, die extreme 
Rechte symbolisch offen herauszufor- 
dern — dabei hatte Mölenchon angekün- 
digt, im Wahlkampf auch „die richtigen 
Fragen“ zu stellen, etwa jene, ob „die 
Krise soziale Lösungen oder ethnische 
Lösungen“ erfordert. 

Hinzu kam, dass Melenchons Kandi- 
datur eine Alternative auf der Linken zu 
der im Bergbaubecken seit Jahrzehnten 
ohne ernsthafte Konkurrenten regieren- 
den, lange Zeit „allmächtigen“, bis über 
beide Orten verfilzten und quasi-mafiö- 
sen Sozialdemokratie bieten konnte. 
(Erst in ihrer Ausgabe vom 05. Juni 12 
berichtete die Wochenzeitung ‚Le Canard 
enchaine‘ über einen massiven innerpar- 
teilichen Wahlbetrug bei der Aufstellung 
des örtlichen Kandidaten, K&mel. Statt 
zuvor 150 Namen standen plötzlich 300 
Namen auf der Liste angeblicher Mitglie- 
der der Partei, in deren Namen abge- 
stimmt wurde — unter ihnen fanden sich 
freilich auch reale Mitglieder der UMP 
sowie der KP.) 

Andererseits sorgte Melenchon auch 
für einen frankreichweit vernehmbaren 
Radau, der in hohem Maße seiner eigenen 
Person nutzen sollte. Ferner strebte er oft 
nach einer unheilvollen Polarisierung, 
nach dem Motto: „Wer nicht zu uns hält, 
ist mit den Faschisten im Bunde“ (wie 
man es etwa aus autoritären und durchsta- 
linisierten KPen kennt) — er behandelte 
etwa einen Korrespondenten des liberal- 
konservativen Wochenmagazins ‚L’Ex- 
press‘ auf völlig unsinnige Weise als 
„Komplizen des FN“ und „profaschisti- 
schen Journalisten“. 


Dennoch versetzte seine Kandidatur 
den FN offenkundig ein einen Zustand 
gesteigerter Nervosität. Die rechtsextre- 
me Partei verteilte zunächst anonyme 
Flugblätter über bzw. gegen ihn, auf de- 
nen in Französisch und Arabisch dazu 
aufgeforderte wurde, für ihn zu stimmen 
— Ziel war es, ihn als Kandidaten ‚‚der 
Ausländer“ oder gar einer „Überflutung“ 
Frankreichs erscheinen zu lassen. Der 
Front National dementierte zunächst die 
Urheberschaft der Flugblätter, doch da- 
raufhin bekannte sich Marine Le Pen im 
Fernsehen offen zu ihr — und kündigte 
eine neue Serie von Flugblattattacken an. 
Kurz darauf erschien eine zweite Folge 
anonymer Flugblätter, auf denen Mölen- 
chon mit Hitlerbärtchen abgebildet war, 
neben einem seiner Kraftsprüche (nach- 
dem er angekündigt hatte, den FN „vor 
Ort politisch auszuradieren‘“). Dieses Mal 
beharrte die Partei vordergründig darauf, 
angeblich nichts mit den Flugblättern zu 
tun zu haben; welche bei Melenchon sei- 
ne schon zuvor bekannte cholerische 
Ader in Reiz versetzten. 

Alles in allem hat Melenchons Metho- 
de der symbolträchtigen, und mit viel 
Lärm einhergehenden, kurzfristig ange- 
kündigten Kampfkandidatur sich nicht 
bewährt. Marine Le Pen behält allem An- 
schein nach eine solide Basis in HEnin- 
Beaumont, wo ihr örtlicher rechter Arm 
Steeve Briois seit über zwanzig Jahren 
konkrete Aufbauarbeit und Sympathie- 
werbung betreibt - und von allen Leuten 
persönlich gekannt wird. 


„Folkloristische” Kandidaten 


Auch bei der diesjährigen Wahl trat so 
mancher Kandidat des FN an, den Mari- 
ne Le Pen zumindest zu manchen Zeit- 
punkten gerne „versteckt“ hätte. Einige 
Bewerber, deren Auftreten eher unter die 
Rubrik „Folklore“ fällt, durften jeden- 
falls nicht unbedingt als „vorzeigbar“ 
gelten. Als „Folklore“ bezeichnet man 
bei der rechtsextreme Partei das Vorzei- 
gen von offenen Nazisymbolen oder — 
sympathien, der Auftritt in Militärkla- 
motten, das Tragen von extrem kurz ge- 
schorenen Haaren u.Ä.. 

Im Bezirk Yonne (in der Region Bur- 
gund) trat beispielsweise ein Arzt im Na- 
men des FN zur Parlamentswahl an, ein 
gewisser Jacques Kotoujansky. Er soll 
das Kapitel „Gesundheitspolitik“ im Prä- 
sidentschaftswahlprogramm Marine Le 
Pens für 2012 verfasst haben. Im Septem- 
ber 2011 hatte er verkündet, ein großer 
Anhänger des Auschwitzlügen-Verbrei- 
ters Robert Faurisson zu sein — welchen 
er in so hohen Tönen lobte, dass es sogar 
einem rechtsextremen Parteifreund (Remi 
Carillon) daraufhin unwohl wurde. Letz- 
terer beschwerte sich deswegen bei der 
FN-Vizechefin Marie-Christine Arnautu. 
Ebenfalls ein Fan des Holocaustleugners 
Faurisson ist Jeröme Boudet, Ersatzkan- 
didat des FN im Wahlkreis von Courbe- 


voie (nordwestlich von Paris). Ausweis- 
lich seiner Facebookseite „hat Faurisson 
Recht“. 

Diese und noch weitere schrecklich 
nette Kandidaten-Gestalten stellte die 
französische Wochenzeitung Le Canard 
enchaine in ihrer Ausgabe vom 30. Mai 
2012 auf Seite 3 vor. Eine kleinen Über- 
blick über „die Geisterbahn/das Schre- 
ckenskabinett der Front National-Kandi- 
daten“ lieferte auch ein jüngst publizierter 
Artikel der Zeitschrift Basta Magazine, 
vgl. http://www.bastamag.net/article 
2452.html — Unter ihnen faschistische 
Schläger wie Bernard Marandat, oder 
eine Reihe von langjährigen Anhängern 
der ultrarechten Terrororganisation OAS 
(Organisation Geheime Armee), die ab 
1961/62 zahllose Morde und Attentate 
gegen den französischen Rückzug aus der 
Kolonie Algerien verübte. 

Im ostfranzösischen Bezirk Marne 
(rund um Reims) wiederum trat einmal 
mehr der langjährige FN-Bewerber Pas- 
cal Erre zur Wahl an. Er sorgte vor weni- 
gen Tagen für Schlagzeilen, weil in der 
letzten Maiwoche 2012 durch die örtliche 
Presse heraus kam, dass sein 26jähriger 
Stiefsohn Bryan Puireux eine — nun ja — 
ziemlich eindeutige Tätowierung auf dem 
Rücken spazieren trägt. 

Die NS-Deutschland verherrlichende 
Tätowierung ließ der Mann nicht etwa in 
törichten Jugendtagen während der Pu- 
bertät anfertigen, sondern vor nunmehr 
zwei Jahren, als 24jähriger. Besagter Bry- 
an Puireux kandierte im März 2011 auch 
persönlich für den FN, zu den damaligen 
Bezirksparlamentswahlen. Nachdem die 
Presse seinen Hautschmuck offenbart hat- 
te, wollte Pascal Erre von ihm offiziell 
nichts mehr wissen. Er erklärte sogar öf- 
fentlich, er werde für „seine Hinrichtung 
(ex&cution), ähm Verzeihung, seinen Aus- 
schluss (exclusion)‘“ aus der Partei sorgen 
— welch letztere inzwischen eingeleitet 
wurde. Erre hat dabei nur leider verges- 
sen, hinzuzufügen, dass laut örtlicher 
Presse er selbst es war, der Bryan Puireux 
im Auto zu seinen zahlreichen Sitzungen 
beim Tätowierer gefahren hatte. Aber 
nein, natüüüüürlich hat er nichts davon 
gewusst... Erre spielte in der jüngeren 
Vergangenheit mitunter eine gewisse Rol- 
le bei der rechtsextremen Partei; er war es 
beispielsweise, der Jean-Marie Le Pen 
zum Wahlkampfauftakt 2006/07 auf dem 
Schlachtfeld von Valmy (Schauplatz ei- 
nes Siegs der jungen französischen Repu- 
blik über Preußen und Österreich, 1792) 
empfing. Vgl. dazu http://www.trend.info 
partisan.net/trd1106/t191106.html 
Nähere Einzelheiten, zum Ausgang der 
Wahlen, dem Abschneiden der Rechten 
und der künftigen Regierungspolitik — so- 
wie der Opposition von morgen — auch in 
der folgenden Ausgabe... 


Bernard Schmid, Paris 
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:flucht und migration 


20 Jahre nach dem Pogrom 
in Rostock-Lichtenhagen 


Antifaschistische Demonstration 
durch Rostock-Lichtenhagen 


Samstag, 25.August 2012 14.00 S- 
Bahn Lütten Klein 


Grenzenlose Solidarität! 

Vor 20 Jahren flackerten Bilder aus 
Deutschland um die Welt, die man für 
Vergangenheit hielt: Brennende Häuser, 
fliehende Menschen, ein gewalttätiger 
Mob, angeleitet von neofaschistischen 
Strippenziehern, Beifall klatschendes Pu- 
blikum, verantwortungslose Verantwort- 
liche. Eine Allianz aus staatlicher Aus- 
länderfeindlichkeit, Medienhetze und 
Alltagsrassismus ließ zu, dass vietname- 
sische Vertragsarbeiter und Flüchtlinge, 
unter ihnen viele Roma, um ihr Leben 
fürchten mussten. Das brennende Son- 
nenblumenhaus wurde zu einem erschre- 
ckenden Symbol des wiedervereinigten 
Deutschland. 

Nur Wochen nach dem Pogrom wurde 
in einem breiten Konsens im Bundestag 
das Grundrecht auf Asyl abgeschafft. We- 
der die NPD noch ihr Ableger „Hambur- 
ger Liste Ausländerstop“ wurden verbo- 
ten, obwohl sie unmittelbar vor Beginn 
der Pogrome ihre Hetze nach Rostock ge- 
tragen hatten. Neofaschistische Organisa- 
tionen und Gruppen werden bis heute 
nicht entschieden bekämpft. Gleichzeitig 
werden antifaschistische Initiativen behin- 
dert und als „‚extremistisch“ diffamiert. 

Heute hat das auf Menschen angewen- 
dete Nützlichkeitsdenken den politischen 
Diskurs weiter vergiftet. Ausgrenzung 
und Stigmatisierung von Migranten und 
Flüchtlingen sind weiterhin tief in der 
Mitte der Gesellschaft verankert. Die 
„Festung Europa“ und das Abschiebela- 
gerlager Horst in Mecklenburg-Vorpom- 
mern stehen dafür. 


nn N 
LEINETATA 


BE RATION 
ROSTOCK 25. AUGUST 2812 
20 JAHRE NACH BEM POGROM 

IN ROSTOCK-LICHTENHAGEN 


25. August Bemo 14 Uhr, S-Bahnhof Rostock Lütten-Klein 

26. August Antirassistisches World-Cafe: 
„Lichtenhagen, NSU und alle schauen zu ..“, 
Meet & Greet, Info-Stände, Ausstellungen 
25.26, August 2012 
Rostock, Peter-Weiss-Haus 


IM 
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Dagegen setzen wir damals wie heute 
Solidarität mit den Opfern institutionellen 
und alltäglichen Rassismus. Wir demons- 
trieren für das Menschenrecht auf Asyl, 
für Teilhabe aller Menschen am Wohl- 
stand, für die sozialen und demokrati- 
schen Rechte Aller hier und überall. 

Wir fordern: 

° Schluss mit Abschiebungen, Resi- 
denzpflicht und Arbeitsverbot! 

° Stoppt die Verfolgung von Roma in 
Osteuropa und überall! 

° Keine Toleranz für faschistische Ideo- 
logie und Gewalt! 

« Dresden, Rostock, Dortmund, alle 
Städte nazifrei! 

° Schluss mit der Kriminalisierung von 
Antifaschist_ innen und Antirassist_in- 
nen! 

Gegen Rassismus - für grenzenlose 

Solidarität! 

www.lichtenhagen.blogsport.de 
Quelle: http://www.vvn-bda.de 


Hannover: Brandanschlag 
auf Moschee 


DIE LINKE zum Brandanschlag auf 
Moschee in Hannover: „Wir erwar- 
ten von Innenminister Schünemann 
jetzt einen politischen Kurswechsel” 


Nach dem Brandanschlag auf eine Mo- 
schee in Hannover hat die innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion, Pia Zim- 
mermann, Kritik an Innenminister Uwe 
Schünemann geäußert: 

„In den letzten Jahren und Monaten hat 
Innenminister Uwe Schünemann mit sei- 
nem Handeln und Reden immer wieder 
bewusst Vorurteile gegenüber Menschen 
und Einrichtungen geschürt, die mit dem 
islamischen Glauben in Verbindung ste- 
hen. Erinnert sei an die entwürdigenden 
und diskriminierenden verdachtsunab- 
hängigen Polizeikontrollen vor Mo- 
scheen. Ich erwarte von Schünemann ei- 
nen klaren Kurswechsel, damit das politi- 
sche Klima, welches solche Anschläge 
wie in Hannover begünstigt, nicht weiter 
vergiftet wird.“ 

DIE LINKE. Fraktion im Nieder- 
sächsischen Landtag 31.05.2012 


Webkampagne gegen 
„Racial Profiling” - 


Unterstützung ist gefragt 

Seit Kurzem sind die Hautfarbe und das 
„ausländische“ Erscheinungsbild zulässi- 
ge Kriterien für eine Personenkontrolle 
durch die Bundespolizei. Das hat das 
Verwaltungsgericht Koblenz im Februar 
entschieden. Am 15.5.2012 hat das Ober- 
verwaltungsgericht (OVG) Rheinland- 
Pfalz — auch aufgrund des Protests — die 
Berufung gegen die Entscheidung zuge- 
lassen. Wir, die Initiative Schwarze Men- 
schen in Deutschland (ISD), wenden uns 


an Sie mit der Bitte um Unterstützung. 
Durch die Zulassung der Berufung sind 
wir dem Ziel der Aufhebung des Urteils 
des VG Koblenz einen entscheidenden 
Schritt näher gekommen. Nun beginnt 
eine neue Runde der Verhandlung, bei wir 
unsere Stimme hörbar machen wollen. 
Noch bis zum 19. Juli läuft die Online- 
Petition an den Petitionsausschuss des 
deutschen Bundestages, die unterschrie- 
ben werden kann. Wir benötigen mindes- 
tens 10 000 Stimmen. 
http://openpetition.de/petition/online/sto 
ppt-racial-profiling. 

Für mehr Informationen über geplante 
Aktionen rund um die Kampagne, wen- 
den Sie sich bitte an uns. 

Der Vorstand des ISD-Bund e.V. 

Hadija Haruna, Jonas Berhe, Tahir 
Della, Sharon Otoo, Anne Chebu 
Kampagnen-Ansprechpartner_innen 
sind: Carla Smith, M. A..Isabella Bakir- 
man, Jamie Schearer, Tahir Della 
Kontakt: stop-racial-profiling@commu- 
nity.isdonline.de 

Ouelle: ISD Bund e.V. — Amnesty Inter- 

national : 4 Jun 2012 WM 


Bundesverfassungsgericht 
verhandelt Asylbewerber- 


leistungsgesetz 

Das Bundesverfassungsgericht verhan- 
delt am 20. Juni 2012 über die Vorlagen 
des Landessozialgerichts Nordrhein- 
Westfalen zur Frage, ob die sogenannten 
„Grundleistungen nach $ 3 Asylbewer- 
berleistungsgesetz“ verfassungsgemäß 
sind. 

Schätzungsweise 80000 Menschen 
müssen in Deutschland mit weniger als 
zwei Drittel der Hartz-IV-Sätze aus- 
kommen - sie erhalten Sozialleistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG). Diese werden häufig in Form 
entmündigender Lebensmittelpakete oder 
von Gutscheinen ausgegeben. 

Mit dem Asylbewerberleistungsgesetz 
wurde 1993 ein Sondergesetz geschaffen, 
das deutlich abgesenkte Leistungen fest- 
setzte und vorrangig Sachleistungen an- 
stelle von Geldleistungen vorsah. Das 
Asylbewerberleistungsgesetz war Teil des 
sog. Asylkompromisses und wurde als In- 
strument der Abschreckung eingeführt. 

Der Anwendungsbereich des Asylbe- 
werberleistungsgesetzes wurde im Laufe 
der Jahre ausgeweitet. Dieses Gesetz fin- 
det heute auf Menschen in rechtlich und 
tatsächlich sehr unterschiedlichen Le- 
benslagen Anwendung. Leistungsberech- 
tigte nach dem Asylbewerberleistungsge- 
setz sind Asylsuchende, Kriegsflüchtlinge 
und andere im Besitz einer Aufenthaltser- 
laubnis befindliche Personen, Geduldete 
und vollziehbar Ausreisepflichtige sowie 
deren Ehegatten, Lebenspartner und min- 
derjährige Kinder. 

Dass das AsylbLG verfassungswidrig 
sein könnte, hat auch die zuständige Mi- 


nisterin Frau von der Leyen bereits im 
März 2010 in der Antwort auf eine kleine 
Anfrage (DER LINKEN) anklingen las- 
sen. Allerdings blieb die Bundesregierung 
bis heute untätig. Seit 1993 wurden die 
Sätze für Asylsuchende nicht angehoben. 
Die Leittragenden sind die Betroffenen. 
Quelle: www.proasyl.de — 01.06.2012 


Einstellung der verdachts- 
losen Ausforschung 


„Grundrechtswidriger Angriff auf Kern- 
bereich privater Lebens-gestaltung“ — 
Rolf Gössner fordert unverzügliche Ein- 
stellung der verdachtslosen Ausfor- 
schung binationaler Ehepaare 

Ende Mai 2012 hat das Verwaltungsge- 
richt Bremen in einer Eilentscheidung die 
verdachts-unabhängige Befragung von 
binationalen Ehepaaren mithilfe eines 
umfangreichen Fragebogens für unzuläs- 
sig erklärt. Mit der getrennten Befragung 
der Ehepartner will die Ausländerbehörde 
Widersprüche aufdecken, die auf eine 
vermeintliche ‚„Scheinehe‘ schließen las- 
sen. Nun hat das Verwaltungsgericht die- 
se in Bremen gängige Befragungspraxis 
zur ‚Scheinehe-Ermittlung‘ für illegal er- 
klärt, weil sie nicht durch ein Gesetz oder 
eine wirksame Einwilligung der zu Befra- 
genden gedeckt sei. 

Angesichts dieses eindeutigen Ge- 
richtsbeschlusses fordert Rolf Gössner, 
parteiloser Vertreter der Fraktion DIE 
LINKE in der Innendeputation, „die un- 
verzügliche Einstellung der verdachts-lo- 
sen Ausforschung binationaler Ehepaare 
sowie die ersatzlose Vernichtung sämtli- 
cher Befragungsunterlagen.“ Gössner 
weiter: „Es ist ein Skandal, dass in der 
Freien Hansestadt Bremen ein solch in- 
quisitorisch anmutender und geheim ge- 
haltener Fragenkatalog bereits seit länge- 
rem zur verdachtslosen Ausforschung in 
Gebrauch ist. Solche Praktiken sind 
grundrechtswidrig und ein Angriff auf 
den Kernbereich privater Lebensgestal- 
tung.“ 

Der Fragebogen, der als ‚Verschlusssa- 
che — Nur für den Dienstgebrauch‘ einge- 
stuft war, enthält detaillierte intime Frage- 
stellungen zum Kennenlernen und tägli- 
chen Miteinander, zu Rollenverteilung 
und persönlichen Vorlieben, zu Wohnung, 
Arbeit, Familie und Freunden, 

Religionsausübung und weiteren per- 
sönlichen Themen, die bis hinein in das 
Schlafzimmer der Eheleute reichen. 

Mit den Antworten auf diese 116 teils 
intimen Fragen zum Privatleben entste- 
hen laut Rolf Gössner, „regelrechte Per- 
sönlichkeitsprofile der Betroffenen, die 
zu einer tief greifenden Verletzung von 
Persönlichkeitsrechten und des Grund- 
rechts auf informationelle Selbstbestim- 
mung führen. Außerdem kann es bei ge- 
wissen Widersprüchlichkeiten in den Ant- 
worten der Eheleute zu weiteren gravie- 
renden Folgen kommen, wie etwa zu 


Wohnungsdurchsuchungen, wie dies auch 
im vorliegenden Fall unzulässigerweise 
geschehen ist.“ 

Von Freiwilligkeit der Befragung kön- 
ne keine Rede sein, so sieht es auch das 
Gericht, wenn die unter massivem Druck 
stehenden Betroffenen den Eindruck ha- 
ben müssen, sie hätten keine andere 
Wahl, als die Fragen zu beantworten, um 
die begehrte Aufenthaltserlaubnis zum 
Zwecke des Ehegattennachzugs zu erhal- 
ten. Punktuelle Kontrollen und Überprü- 
fungen seien jedenfalls nur im Fall eines 
konkret begründeten Anfangsverdachts 
hinsichtlich einer Scheinehe zulässig. 

Pressemitteilung DIE LINKE Fraktion 

in der Bremischen Bürgerschaft 4. Juni 
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Schengen: Ausweitung der 
Grenzkontrollen 


EU-Innenminister weiten Möglichkei- 
ten für Grenzkonitrollen aus - 
Grundsatzstreit mit Europaparlament 


Die EU-Innenminister und -ministerin- 
nen provozieren mit ihrer heutigen Ent- 
scheidung zu Schengen einen Grundsatz- 
streit mit dem Europaparlament. Sie wol- 
len die Möglichkeit für Grenzkontrollen 
in der EU ausweiten — und gleichzeitig 
das Parlament bei einem Teil des Schen- 
genpakets von der Mitentscheidung aus- 
schließen. Die Grünen unterstützen die 
vom Europaparlament angestrebte Klage 
dagegen beim Europäischen Gerichtshof. 

Ska Keller, innenpolitische Sprecherin 
der Grünen/EFA im Europaparlament, 
kritisiert den Beschluss des Innenminis- 
terrats scharf: 

„Die EU-Innenminister versagen kläg- 
lich darin versagt, Schengen vor populis- 
tischem Missbrauch zu schützen. Wer 
Wahlkampf mit der Wiedereinführung 
von Grenzkontrollen machen will, kann 
das auch weiterhin tun. Anstatt Schengen 
besser vor populistischen Alleingängen 
zu schützen, haben die Mitgliedsstaaten, 
angestachelt von Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich, die Möglichkeit für 
Grenzkontrollen sogar noch ausgeweitet. 
Es soll einen „Notfallmechanismus“ ge- 
ben, mit dem Länder faktisch aus Schen- 
gen ausgeschlossen werden, die ihre Au- 
Bengrenzen nicht ausreichend kontrollie- 
ren. Das ist der Anfang vom Ende für 
Schengen und die Reisefreiheit in Euro- 
pa. 
Als Dänemark im vergangenen Jahr ei- 
genmächtig Kontrollen an seinen Gren- 
zen verstärkte, hat sich Bundesinnenmi- 
nister Hans-Peter Friedrich noch lautstark 
über diesen Alleingang beschwerte. Jetzt 
hat er im Rat dafür gesorgt, dass mehr 
solcher Alleingänge möglich werden. Das 
ist pure Doppelmoral. 

Die Innenminister proben mit ihrem 
Beschluss den Rückfall in intergouverne- 
mentale Zeiten. Sie müssen endlich aner- 
kennen, dass die Reisefreiheit ohne Pass- 


kontrollen und lange Warteschlangen eine 
der größten Errungenschaften der EU ist. 
Es ist unverfroren und anti-europäisch, 
wenn sie das Europaparlament bei der 
Entscheidung über das Schengenpaket 
jetzt einfach kalt stellen. Die Mitglieds- 
staaten setzen Schengen aus falsch ver- 
standener nationaler Souveränität aufs 
Spiel. Deshalb braucht es ein starkes Mit- 
entscheidungsrecht des Parlaments. Da- 
mit aus einem Europa ohne Grenzen nicht 

wieder ein Europa mit Grenzen wird.“ 
PM 
franziska.keller@europarl.europa.eu 
Brüssel, 7. Juni 2012 W 


Berlin: 200 demonstrieren 
gegen Abschiebeknast 


Am 26. Mai 2012 demonstrierten 200 
Menschen in Berlin gegen den Abschien- 
knast auf dem, sich noch im Bau befind- 
lichen, Großflughafen BB I und in Erin- 
nerung an die Pogrome von Rostock- 
Lichtenhagen. 

Der neue Flughafen Schönefeld wird 
seit mehreren Monaten versucht den Ber- 
liner_innen als neues Vorzeigeobjekt der 
Hauptstadt schmackhaft zu machen. Mit 
Willy Brandt als Werbeträger versucht die 
Stadt Berlin Sympathie und Identifikation 
mit dem Mammutprojekt zu stiften. Was 
viele nicht wissen: Auf dem Flughafen 
wird ein neuer Abschiebeknast errichtet, 
der die schnelle und unkomplizierte Ab- 
schiebung von Asylsuchenden gewähr- 
leisten soll. Grundlage dafür ist das so ge- 
nannte „Flughafenverfahren“. Was „uns“ 
in Berlin, mit dem Bau eines Großflugha- 
fens, noch bevorsteht, ist in anderen Ge- 
genden schon seit Langem bittere Reali- 
tät. Auf den Flughäfen Köln, Düsseldorf 
und Frankfurt/Main ist das Prozedere seit 
Jahren gängige Praxis. 
Die Beantwortung einer kleinen Anfrage 
zur Zahl der Abschiebungen ergab, dass 
deren Zahl in den letzten fünf Jahren stark 
angestiegen sei. Im vergangenen Jahr 
wurden 7.917 Menschen, die meisten ver- 
suchten auf dem Luftweg einzureisen, ab- 
geschoben. Davon allein 3.056 vom Flug- 
hafen Frankfurt am Main. 

Die erneute Verschiebung der Eröff- 
nung des Flughafens, war für viele De- 
monstrant innen nicht nur erheblicher 
Grund zur Freude, sondern verschafft den 
Gegner_innen des Abschiebeknastes zeit- 
lich auch einen größeren Handlungs- und 
Aktionsspielraum. Die Eröffnung soll 
jetzt am 17. März 2013 stattfinden. Eine 
wirkliche Verhinderung des neuen Ab- 
schiebeknastes wäre allerdings nur durch 
ein Kippen des „Flughafenverfahrens“ 
möglich. 

Die Verlegung der Flughafeneröffnung 
passt gut. Schließlich wurde 1993 das 
Grundrecht auf Asyl abgeschafft. Diese 
Veränderung des Grundgesetzes, das bis 
heute seine Folgen für Flüchtlinge hat, jährt 
sich im kommenden Jahr zum 20. Mal. 
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Die Demo thematisierte genau diese 
tief greifende Gesetzesveränderung und 
die ihr vorangegangenen Ereignisse. Die 
rassistischen, massenhaften Angriffe auf 
Migrant_ innen und Flüchtlinge nutzte die 
damalige Bundesregierung um das Asyl- 
gesetz zu ändern. 

Eine nicht unwesentliche Rolle spielte 
hierbei das Bundesministerium des Inne- 
ren (BMI). An dem Ort, wo übrigens auch 
viele Sitzungen zur NSU-Mordserie statt- 
fanden, wurde ein Redebeitrag zum staat- 
lichen Umgang mit rechten und rassisti- 
schen Morden gehalten. Innenminister 
Friedrich wurde durch die Redner_innen 
für sein Verhalten schärfstens kritisiert. In 
weiteren Beiträgen wurde die Instrumen- 
talisierung der Pogrome 1992/93 und die 
Pogrome selbst thematisiert. Außerdem 
ging die Moderation auf die Instrumenta- 
lisierung Willy Brands, der schließlich 
selbst Flüchtling war und „neue“ rassisti- 
sche Widerlichkeiten, wie das „Racial 
profiling“ ins Gericht. 

Die Demonstration zog vorbei am Poli- 
zeiabschnitt 33 und endete an der Auslän- 
derbehörde am Friedrich-Krause Ufer 
Die Demonstration wurde von den An- 
wohner innen in Moabit sehr positiv 
wahrgenommen, es wurde gewunken und 
auch Beifall geklatscht, vereinzelt schlos- 
sen sich Anwohner innen an. Dies ver- 
deutlicht, dass rassistische Ausgrenzung 
von vielen Menschen im Alltag ganz per- 
sönlich von Rassismus betroffen sind. 
Die Veranstalter innen sind mit der De- 
monstration zufrieden, hätten aber mit ei- 
ner weitaus größeren Beteiligung gerech- 
net. Hier steht die Berliner Linke in ihrer 
Gänze und Vielfältigkeit in der Pflicht auf 
der Matte zu stehen, wenn es darum geht 
zukünftige Massenabschiebungen von 
Berliner Boden zu verhindern. 

Ouelle: http://rassismus-toetet.de MM 


Härtefallkommission: 
Schünemann bleibt hart 


Nach Ablehnung des Härtefallantrags für 
Familie Coban aus Bad Bentheim legte 
Ende vergangener Woche Pastor Johann 
Weusmann, Vizepräsident der evange- 
lisch-reformierten Kirche in Ostfriesland, 
sein Amt als Mitglied der Härtefallkom- 
mission nieder. „Ich muss als Kirchen- 
vertreter darauf achten, dass humanitäre 
Gründe den Vorrang haben“, sagte Weus- 
mann zur Begründung seines Schritts. 
Johann Weusmann, einer der engagier- 
testen und profiliertesten Vertreter in der 
Härtefallkommission des Landes, ist aus 
Protest gegen die Ablehnung eines von 
ihm vertretenen Härtefalls aus der Kom- 
mission ausgetreten. Der von der evange- 
lischen Kirche für die Kommission 
nominierte Pastor mochte nicht mehr mit 
vertreten, dass nicht primär humanitäre 
Gründe, sondern in erster Linie einwan- 
derungspolitische Interessen die Be- 
schlüsse der Härtefallkommission prägen, 
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deren Mitglieder überwiegend vom nie- 
dersächsischen Innenministerium ausge- 
wählt wurden. 

Der zugrunde liegende Fall der Familie 
Coban weist starke Ähnlichkeiten mit 
dem Fall der Familie Siala/Salame auf, ist 
jedoch bei weitem nicht so bekannt. Auch 
bei den Cobans handelt es sich um Mhal- 
lami — also Angehörige einer arabischen 
Volksgruppe, die wegen des Bürgerkriegs 
aus dem Libanon geflohen waren und 
hier ein Bleiberecht erhielten, später je- 
doch wegen einer Registrierung von Vor- 
fahren in der Türkei der “Täuschung” be- 
zichtigt und zur Ausreise aufgefordert 
wurden. Auch hier wurde eine Familie 
durch Abschiebung auseinander gerissen, 
auch hier verweigert die Landesregierung 
eine Familienzusammenführung in 
Deutschland — und trifft damit vor allem 
die Kinder. 1) 

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen 
schreibt dazu in einer Stellungnahme 


Härtefallkommission muss um- 
strukturiert werden 


Der Rücktritt von Johann Weusmann (re- 
formierte Landeskirche Leer) und die 
Entscheidung von Caritasdirektor Hans- 
Jürgen Marcus (Diözesan-Caritasverband 
Hildesheim), seine Mitarbeit in der Här- 
tefallkommission vorerst ruhen zu lassen, 
verdeutlichen aus Sicht des Flüchtlings- 
rats Niedersachsen die Notwendigkeit ei- 
ner generellen Umstrukturierung und 
Neuausrichtung der Arbeit. Nach unserer 
Auffassung müssen drei Kardinalfehler 
beseitigt werden, damit die Härtefall- 
kommission in Niedersachsen ihre Auf- 
gabe erfüllen kann: 

1. Der Flüchtlingsrat Niedersachsen ist 
der Auffassung, dass die Zusammenset- 
zung der Härtefallkommission unausge- 
wogen ist. Vertreter/innen von Flücht- 
lings- und Menschenrechtsorganisationen 
fehlen in dem Gremium. Neben der Vor- 
sitzenden wurden fünf von acht Mitglie- 
der vom Innenminister bestimmt. Ledig- 
lich drei Mitglieder werden von nicht- 
staatlichen Stellen benannt, darunter je 
eine Person des Rates der Konföderation 
Evangelischer Kirchen, des Katholischen 
Büros und der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege. Das diskre- 
ditiert nicht die vom Innenminister be- 
stimmten Mitglieder, deutet aber darauf 
hin, dass das Innenministerium das Ab- 
stimmungsverhalten der Kommission in- 
direkt durch die Auswahl seiner Mitglie- 
der zu steuern versucht. Das ist nicht ak- 
zeptabel. Das Innenministerium muss sich 
weiter aus der Arbeit der Härtefallkom- 
mission zurückziehen. Es sollten weitere 
Mitglieder aus der Zivilgesellschaft ben- 
annt werden, die über Fachkompetenz in 
Flüchtlingsfragen verfügen, vor allem 
Vertreter/innen von Flüchtlings- und Men- 
schenrechtsorganisationen. 

2. Mit der geltenden, derzeit erneut dis- 
kutierten Härtefallverordnung versucht 


die Landesregierung, die Zulässigkeit ei- 
nes Härtefallbegehrens durch die Formu- 
lierung formaler Ausschlusstatbestände 
schon im Vorfeld einzuschränken. Bei- 
spielsweise soll ein Härtefallantrag nicht 
mehr beraten werden können, wenn ein 
Flüchtling bereits zur Abschiebung ange- 
meldet wurde oder sich in Abschiebungs- 
haft befindet. Dies erscheint nicht nur 
deshalb fragwürdig, weil manche Auslän- 
derbehörden in Niedersachsen mit der In- 
haftierung von Flüchtlingen zwecks Ab- 
schiebung allzu schnell bei der Hand 
sind, sondern auch insofern unsinnig, als 
im Härtefallverfahren der atypische Son- 
derfall erfasst und bewertet werden soll, 
ein Prozess, der durch formalistische Ein- 
schränkung des für diesen Prüfungsvor- 
gang zugelassenen Personenkreises mög- 
lichst nicht belastet werden sollte. Ein 
Gnadenrecht sollte gerade nicht Maßstäbe 
des geltenden Aufenthaltsrechts anlegen, 
sondern so konzipiert sein, dass Beson- 
derheiten des Einzelfalls auch gewürdigt 
werden können. 

3. Aus Sicht der Landesregierung liegt 
ein Härtefall dann vor, wenn ein Flücht- 
ling wirtschaftlich erfolgreich ist. Symp- 
tomatisch für dieses weitgehend auf ei- 
nem Nützlichkeitsprinzip aufgebaute Ver- 
ständnis der niedersächsischen Landesre- 
gierung für humanitäre Aufenthaltsrege- 
lungen heißt es in der Begründung der 
Landesregierung für eine neue Härtefall- 
verordnung: /,„Bei der Beurteilung der 
Frage, ob dringende humanitäre oder per- 
sönliche Gründe die weitere Anwesenheit 
einer Ausländerin oder eines Ausländers 
in Deutschland rechtfertigen, wird maß- 
geblich auf die soziale und wirtschaftli- 
che Integration abgestellt.“ 

Dem gegenüber bestehen wir darauf, 
dass ein Härtefall dann vorliegt, wenn be- 
sondere humanitäre Umstände der Ver- 
bleib eines Flüchtlings im Bundesgebiet 
erfordern. Dies kann gerade auch bei 
Schutzsuchenden der Fall sein, die auf- 
grund besonderer Schicksalsschläge 
(Krankheit, Traumatisierung durch Krieg 
und Verfolgung, Behinderung, Alter etc.) 
nicht zu einer (vollständigen) Lebenshal- 
tungssicherung in der Lage sind. 2) 
Ouelle: I) und 2) Flüchtlingsrat Nieder- 

sachsen 04.06./06.06.2012 


Stimmen der Parteien zur Härtefall- 
kommission Niedersachsen 


Pressestatement von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Niedersächsischen Landtag 
05.06.2012 
Grundlegende Reform der Härtefallkom- 
mission dringend erforderlich 

Zu den aktuellen Ereignissen um die 
niedersächsische Härtefallkommission er- 
klärt die Migrationspolitische Sprecherin 
der Landtagsgrünen Filiz Polat: 
„Eine grundlegende Reform der Härte- 
fallkommission ist dringend erforderlich, 
damit mehr Handlungsspielraum im Inte- 


resse der Betroffenen erreicht wird. Mi- 
nister Schünemann hat das Gremium mit 
Einschränkungen und Gängelung ad ab- 
surdum geführt; Hilfeleistung wird da- 
durch eher abgeblockt als ermöglicht. Die 
im April vorgelegten Änderungsvorschlä- 
ge des Ministers genügen wieder nicht 
den humanitären Ansprüchen an die 

Kommission.“ 
Quelle: Bündnis90/DIE GRÜNEN im 
Landtag Niedersachsen 


DIE LINKE: Versprechen McAllisters zu 
„humanerer Flüchtlingspolitik“ waren 
nichts als hohle Worte 

Zur Diskussion über die Härtefallkom- 
mission in Niedersachsen erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der Linksfrakti- 
on, Pia Zimmermann: 

„Es zeigt sich einmal mehr: In Wirk- 
lichkeit will die Landesregierung diese 
Härtefallkommission nicht. Kirchen und 
Wohlfahrtsverbände spielen dort eine un- 
tergeordnete Rolle und werden letztlich 
als Feigenblatt benutzt. Im Januar hatte 
der Ministerpräsident angekündigt, die 
Flüchtlingspolitik in Niedersachsen hu- 
maner zu gestalten — doch das waren, wie 
ich damals schon befürchtet hatte, nichts 
als hohle Worte. Das belegen auch die 
Zahlen: In den ersten drei Monaten dieses 
Jahres wurden aus Niedersachsen fast 
200 Personen abgeschoben; also 10 Pro- 
zent mehr als im ersten Quartal 2011.“ 

Quelle: DIE LINKE. Fraktion im 

Niedersächsischen Landtag 5.06.2012 


Zur aktuellen Entwicklung in der nieder- 
sächsischen Härtefallkommission erklärt 
die migrationspolitische Sprecherin der 
SPD-Landtagsfraktion, Silke Lesemann: 


Schünemann treibt Härtefallkommission in 
neue Krise 


„Mit dem Leiter des Caritasverbandes in 
Hildesheim, Hans-Jürgen Marcus, hat in- 
nerhalb weniger Tage ein weiterer Vertre- 
ter der Kirchen in Niedersachsen der 
Härtefallkommission den Rücken ge- 
kehrt. Alle Versprechungen des Innenmi- 
nisters Schünemann, er wolle die Arbeit 
der Härtefallkommission erleichtern, ha- 
ben sich als scheinheiliges Manöver er- 
wiesen. Trotz aller Beteuerungen bleibt 
es bei der harten und inhumanen Ent- 
scheidungspraxis, die Verfechter eines 
humanen Bleiberechts aus dem Gremium 
treibt. Minister Schünemann hat die Här- 
tefallkommission in eine neue Krise ge- 
trieben. 

Niemand vertraut mehr darauf, dass es 
tatsächlich unter diesem Minister zu einer 
humaneren Härtefallkommissionsverord- 
nung kommen wird. Schünemann hat 
zwar in der Öffentlichkeit Kreide gefres- 
sen, in seinem Wesenskern aber hat er 
sich nicht geändert.‘ 

Quelle: Dr. Silke Lesemann, MdL SPD- 
Landtagsfraktion Niedersachsen 
05.06.2012 I 


Integrationsministerin 
Rheinland-Pfalz kritisiert 
Schünemann 


Integrationsministerin Alt kritisiert 
Niedersachsens Vorstoß zu Bleibe- 
rechtsregelung für Duldungsinhaber 


Wenige Stunden vor Beginn der Innen- 
ministerkonferenz hat Integrationsminis- 
terin Irene Alt ihre Forderung nach einer 
stichtagunabhängigen Bleiberechtsrege- 
lung für langjährige Duldungsinhaber be- 
kräftigt. In diesem Zusammenhang kriti- 
siert Alt den niedersächsischen Innenmi- 
nister Uwe Schünemann, an dessen Blo- 
ckadehaltung diesbezügliche Initiativen 
stets gescheitert seien und der sich auch 
aktuell einer Konsensfindung unter den 
Ländern verweigere. „Es geht darum, 
langjährig geduldeten Ausländern, die 
sich in die hiesigen Lebensverhältnisse 
integriert haben, eine Perspektive auf ein 
dauerhaftes Leben in Deutschland zu er- 
öffnen. Die niedersächsische Initiative ist 
in diesem Zusammenhang kontraproduk- 
tiv, da sie viel zu restriktiv ausgestaltet ist 
und einen selektiven Charakter besitzt, 
der die Probleme dauerhaft nicht löst. Es 
liegen wesentlich bessere Vorschläge auf 
dem Tisch, wie sie beispielsweise zuletzt 
auch von einer Arbeitsgruppe im Auftrag 
der Integrationsministerkonferenz ausge- 
arbeitet wurden. Der Vorschlag von Nie- 
dersachsen bleibt weit hinter diesen 
Überlegungen zurück und ist daher ein 
Rückschritt“, erklärt Integrationsministe- 
rin Irene Alt. „Es ist für mich nicht nach- 
vollziehbar, weshalb Niedersachsen sich 
weiterhin einer Konsenslösung der Län- 
der verschließt.‘ 

Bereits im Herbst sind im Rahmen der 
Innenministerkonferenz sowie des Bun- 
desratsverfahrens von Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein konkrete Lö- 
sungsvorschläge und Gesetzentwürfe vor- 
gelegt worden. Auch die Bundesländer 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württem- 
berg, Hamburg, Bremen und Branden- 
burg haben konstruktiv ihre Überlegun- 
gen für eine dauerhafte Bleiberechtsrege- 
lung eingebracht, die inhaltlich auf einer 
Linie liegen. 

Quelle: Ministerium für Integration, 
Familie, Kinder, Jugend und Frauen 
04.06.2012 — Flüchtlingsrat Nieder- 

sachsen 


EU-Innenminister streben 
nach noch mehr 


Abschottung 
„Die Reisefreiheit in der EU wird der Pa- 
ranoia vor schutzsuchenden Migranten 
geopfert“, kommentiert Ulla Jelpke die 
angekündigte Beschlussfassung des EU- 
Innenministerrates an diesem Donnerstag 
in Brüssel. Die innenpolitische Spreche- 
rin der Fraktion DIE LINKE weiter: 
„lagtäglich erreichen Menschen aus 
Angst vor Verfolgung und Gewalt in ih- 


ren Herkunftsländern die Außengrenzen 
Europas. Auf diese humanitäre Heraus- 
forderung antworten die EU-Innenminis- 
ter mit neuen Abschottungsmaßnahmen 
nun auch innerhalb des ‚Raums ohne Bin- 
nengrenzen’. Nach dem vorliegenden Be- 
schlussvorschlag für die Neufassung der 
Schengen-Regeln sollen umliegende EU- 
Staaten ihre Grenzen schließen können, 
wenn ein benachbarter EU-Staat seine 
Außengrenze nicht effektiv abschotten 
kann. Das käme einer Quarantäne dieses 
Staates innerhalb des Europas der Reise- 
freiheit gleich. 

Profitieren würden von einer solchen 
Regelung in erster Linie rechtspopulisti- 
sche und faschistische Parteien, deren Pa- 
nikmache vor unkontrollierter Migration 
so bestätigt wird. Die zeitweilige Wieder- 
einführung von Grenzkontrollen in 
Frankreich und Dänemark im vergange- 
nen Jahr hat darauf schon einen Vorge- 
schmack gegeben. Zugleich wird der 
Druck auf Staaten wie Italien, Griechen- 
land und demnächst auch Rumänien er- 
höht, ihre Außengrenzen gegenüber 
schutzbedürftigen Flüchtlingen rigoros 
abzuschotten. Das EU-Parlament sollte 
den EU-Innenministern für diese Pläne 
die rote Karte zeigen.“ 

Berlin, den 07. Juni 2012 WM 


„Rassismus sichtbar 
machen - Ein Plädoyer” 


Über ein Jahrzehnt lang konnten deut- 
sche Neonazis ungehindert Migranten er- 
morden. Die Ermittler hatten das rassisti- 
sche Tatmotiv nicht gesehen. Auch die 
Journalisten nicht, die den Begriff der 
„Döner-Morde“ etablierten. Warum ist 
Rassismus für die deutsche Öffentlich- 
keit so unsichtbar geblieben? 


JAGODA MARINIC 


Ein Plädoyer 


Mit einem Vorwort von 
Heribert Prantl 


Die Schriftstellerin Jagoda Marinic hat 
hierzu eine kluge Rede gehalten, die wir 
sie zu veröffentlichen baten. Ergebnis ist 
ein E-Book mit ihrer Rede und einem 
Vorwort von Heribert Prantl. Das E-Book 
können Sie für 3,99 Euro bei Xinxii.com 
sowie bei Amazon herunterladen. Die 
Hälfte des Erlöses geht an PRO ASYL. 
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Mit Frontex zur EM 


„Die EU-Grenzabschottungsagentur 
Frontex nutzt die Fußball-EM der Herren 
in Polen und der Ukraine, um wieder ein- 
mal ihr Mandat zu überdehnen“, erklärt 
die innenpolitische Sprecherin der Frak- 
tion DIE LINKE Ulla Jelpke zur Antwort 
der Bundesregierung auf eine Kleine An- 
frage. Jelpke weiter: 

„Anlässlich der Spiele beginnt Frontex 
ihre ‚Joint Operation Eurocup 2012° — 
nicht nur, um Jagd auf Flüchtlinge zu ma- 
chen, die womöglich im Windschatten 
von Fans über die Grenze in die EU wol- 
len, sondern um sich auch gleich noch 
‚anderer Formen der grenzüberschreiten- 
den Kriminalität‘ zu widmen. Frontex ist 
damit auf dem besten Weg zu einer ge- 
samteuropäischen Polizeitruppe — ohne 
Mandat, ohne parlamentarische Kontroll- 
möglichkeiten. Im Windschatten der 
EURO 2012 vollzieht sich damit ein wei- 
terer eklatanter Demokratieabbau. 

Daten aus der umstrittenen Gewalttä- 
terdatei Sport werden an die polnischen 
Behörden geliefert. Da längst nicht jeder, 
der in dieser Datei gespeichert ist, tat- 
sächlich ein Gewalttäter ist, sind hier 
Grundrechtseingriffe zu befürchten. 

Dem gegenüber steht, dass die Bundes- 
regierung über Umtriebe nationalistischer 
Hooligans in der Ukraine gar nichts weiß, 
auch nicht über die dort in Vorbereitung 
befindlichen provisorischen Knäste und 
die Rechtsgrundlagen. Jahrelang haben 
deutsche Behörden mit ihren auswärtigen 
Partnern die Zusammenarbeit vorbereitet 
— sich auch um die Interessen der einfa- 
chen Fans zu kümmern, war da wohl 
nicht möglich ...“ 

Ulla Jelpke, MdB 
Innenpolitische Sprecherin 
Fraktion DIE LINKE. 


Terrorliste nicht mit rechts- 
staatlichen Prinzipien 


vereinbar 
„Während eine Listung auf der Terrorlis- 
te der EU für die betroffenen Personen 
mit größten persönlichen Härten verbun- 
den ist, scheint die Wirksamkeit der Ter- 
rorlisten zumindest in Deutschland ge- 
ring zu sein“, er- 
klärt die innen- 
politische Spre- 
cherin der Frak- 
tion DIE LIN- 
KE, Ulla Jelpke, 
zur Antwort der 
Bundesregie- 
rung auf die 
Kleine Anfrage 
„Umsetzung der 
Listen terroristi- 
scher Organisa- 
tionen und Per- 
sonen von EU 
und UN“ (Drs. 
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17/9544). Die Abgeordnete weiter: 

„So wurden innerhalb von rund 10 Jah- 
re seit Einführung der Terrorlisten in der 
Bundesrepublik gerade einmal 12000 
Euro von 23 Personen eingefroren. Auch 
in zehn von bislang 13 Verfahren, in de- 
nen die Generalbundesanwaltschaft we- 
gen Verstoßes gegen $ 34 Außenwirt- 
schaftsgesetz in Verbindung mit den Ter- 
rorlisten Anklage erhoben hatte, erfolgte 
eine Verfahrenseinstellung. Verurteilt 
wurden die Angeklagten allerdings we- 
gen Mitgliedschaft oder Unterstützung ei- 
ner terroristischen Vereinigung im Aus- 
land ($129b StGB). Es entsteht der Ein- 
druck, dass die Terrorliste vor allem zur 
moralischen Vorverurteilung unliebsamer 
Personen und Organisationen dient. So 
wird eine Listung regelmäßig zur Be- 
gründung restriktiver Maßnahmen im 
Asyl- und Ausländerrecht herangezogen. 

Die EU-Terrorliste wird aufgrund poli- 
tischer Einschätzungen durch ein geheim 
tagendes Gremium beim Rat der Europäi- 
schen Union unter Heranziehung von Ge- 
heimdienstinformationen erstellt. Das ist 
mit rechtsstaatlichen Prinzipien ganz of- 
fensichtlich nicht vereinbar. Daher gehört 
die Liste abgeschafft.“ 

Anfrage und Antwort sind auf 
www.ulla-jelpke.de nachzulesen I 


No Border Camp in Köln 
vom 13. bis zum 22. Juli 


2012 

Vom 13. Juli bis zum 22. Juli 2012 wird 
in Köln ein No Border Camp stattfinden. 
Es wird von einem offenen Netzwerk an- 
tirassistisch bewegter Gruppen und Akti- 
vist_ innen bundesweit or - ganisiert. Ein 
Fokus des Camps wird auf dem Düssel- 
dorfer Flughafen liegen, der zu einem 
wichtigen Abschiebeflughafen avanciert: 
Fast alle Sammelabschiebungen, die von 
der euro- päischen Grenzschutzagentur 
FRONTEX organisiert werden, laufen 
inzwischen über „Düssel- dorf Interna- 
tional“. Anna vom Camp-Vorbereitungs- 
kreis sagt: 

„Mit der aktionistischen Ausrichtung 
auf den Flughafen Düsseldorf wollen wir 
den transnationalen Protest gegen Rassis- 
mus an die Innengrenzen der EU tragen.“ 


No Border Cam, 


ee — 0 


13. - 22.07.2012 KÖLN / DÜSSELDORF 


WORKSHOPS | DISKUSSIONEN | VORTRÄGE | ACTION 


Abschiebungen von Flüchtlingen, Visa- 
zwang und Zwangsvorführungen (wie 
beispielsweise in der zentralen Auslän- 
derbehörde in Köln), Grenzkontrollen 
und besonders das Ertrinkenlassen von 
schätzungsweise 2000 Flüchtlingen im 
Mittelmeer allein im letzten Jahr: All das 
sind aus Sicht der Campvorbereitung ver- 
schiedene Elemente und Folgen einer ras- 
sistischen Politik in Deutschland und der 
EU. Deshalb werden in diesem Sommer 
aus ganz Deutschland und Europa Men- 
schen zum Protest nach Köln zusammen- 
kommmen. Diese und weitere Themen 
werden im Juli nicht nur theoretisch erör- 
tert, sondern mit vielfältigen Protestfor- 
men in Köln und Düssel - dorf öffentlich 
gemacht. Das No Border Camp steht in 
der Tradition einer Reihe von Camps, die 
seit den 1990er Jahren Rassismus an und 
innerhalb von Staatsgrenzen aufzeigen. 

Mit Blick auf einen geeigneten Platz 
für das Camp im Juli steht der Vorberei- 
tungskreis derzeit in Verhandlungen mit 
der Stadt Köln und der Kölner Polizei. 
Hierzu Martin: 

„Wir suchen nach einem zentralen 
Platz für das Camp, um gut erreichbar zu 
sein, aber auch um in der Stadt wahrge- 
nommen zu werden. Wir wol- len mit Ak- 
tionen, aber auch mit dem Camp selbst ei- 
nen Ort schaffen, an dem Wissen geteilt 
sowie Forderungen gestellt, gehört und 
unterstützt werden können.“ 

Wir wünschen uns eine anspruchsvolle 
Berichterstattung zum No Border Camp 
und seinen 

Themenschwerpunkten und möchten 
Sie einladen, bereits im Vorfeld des 
Camps zu berichten. 

Die Pressegruppe des No Border 
Camps ist ansprechbar für Fragen zu In- 
terviewpartner_innen, Presseerklärungen 
und zu Foto- und Filmmöglichkeiten. 

Für Rückfragen erreiche sie uns unto- 
der auch telefonisch unter 
Maria Sopala 0152 — 23992030 
Nora Bona 0174 — 5890330 
Mehr Infos zum Camp finden Sie unter 
http://noborder.antira.info/de 


Pressegruppe des No Boder Camps 
Köln / Düsseldorf 2012 
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Langendreer und 
Werne unterm 
Hakenkreuz 


Langendreer und Werne 
unterm Hakenkreuz 


Ka 
Be 


Die VVN - Bund der Antifa- 
schistinnen und Antifaschis- 
ten hat ein neues Heft in ihrer 
Schriftenreihe zur anti- 
faschistischen Geschichte Bo- 
chums herausgegeben. Der 
Titel lautet: „Langendreer und 
Werne unterm Hakenkreuz — 
Naziterror, Widerstand, Ver- 
folgung und Krieg — 1933- 
1945“. Autor ist Günter Glei- 
sing, stellv. Vorsitzender der 
VVN - Bund der Antifaschis- 
ten, der bereits zahlreiche Ar- 
beiten zur Geschichte der Ar- 
beiterbewegung und des Fa- 
schismus veröffentlicht hat. 

In der Schrift wird geschil- 
dert wie in den beiden typi- 
schen Industriestadtteilen von 
Bochum die Nazis an die 
Macht kamen und diese aus- 
übten. Eindrucksvoll wird 
dargestellt wie im Jahr 1933, 
ausgehend von der SA-Unter- 
kunft in der stillgelegten Zie- 
gelei Nieder-Westermann, 
Angehörige der Arbeiterbe- 
wegung und Juden von Nazis 
drangsaliert, misshandelt und 
gefoltert wurden. 

Breiten Raum nimmt der 
antifaschistische Widerstand 
ein, der von Angehörigen der 
Arbeiterbewegung aus den 
beiden Stadtteilen geleistet 
wurde, der vielfach auch ver- 
netzt mit anderen Wider- 
standsgruppen war. 
Dargestellt wird auch der 
christliche Widerstand und 
die Auseinandersetzungen in- 
nerhalb der Kirchengemein- 
den mit Anhängern des Nazi- 
regimes. „Vom Boykott zur 
Deportation“ lautet das Kapi- 
tel, das sich mit der Verfol- 
gung und der Opfer der Sho- 
ah befasst. 


Langendreer und Werne 
wurde in den 1930er Jahren 
zu einem Zentrum von Rüs- 
tungsproduktion und Kriegs- 
vorbereitung. Herausragend 
dabei die Bombenfabrik des 
Bochumer Vereins auf dem 
Gelände der früheren Westfä- 
lischen Drahtwerke in 
Langendreer mit 1600 Be- 
schäftigten. In den chemi- 
schen Betrieben Amalia wur- 
de hochoktaniges Benzin für 
die Luftwaffe hergestellt so- 
wie ungarisches und rumäni- 
sches Erdöl aus eroberten Ge- 
bieten verarbeitet. Der Güter- 
bahnhof Langendreer wurde 
zur Drehscheibe des Kohle- 
transports und des Versandes 
von Rüstungsgütern. 

Was Krieg für die beiden 
Stadtteile bedeutete, wurde 
sofort mit Beginn des „Polen- 
feldzuges“ im September 
1939 deutlich, als in den Zei- 
tungen die ersten Todesanzei- 
gen von gefallenen Wehr- 
machtssoldaten erschienen, 
die Bezugsmengen für Le- 
bensmittel verringert wurden 
und in beiden Stadtteilen der 
Bunkerbau forciert wurde. 
Dargestellt wird die Zwangs- 
arbeit im Bochumer Osten, 
die in 18 Zwangsarbeitslagern 
in Werne und Langendreer bis 
1945 erfolgte. Eindrucksvoll 
die Berichte von einigen 
Zwangsarbeitern aus den ört- 
lichen Lagern. 

Die Schrift endet mit dem 
Kapitel „Befreiung von 
Faschismus und Krieg“ sowie 
der Darstellung zweier 
Lebensläufe, dem Nazi Paul 
Nieder-Westermann aus Lan- 
gendreer und dem Anti- 
faschisten Robert Schreiber 


aus Werne. Wolfgang Domi- 
nik, Lehrer und Mitglied des 
Vorstandes der VVN - Bund 
der Antifaschistinnen und An- 
tifaschisten, sagte: „Ich habe 
die Hoffnung, dass sich viele 
Menschen mit den aufgewor- 
fenen Themen beschäftigen 
und die Schrift vor allem in 
den Schulen eine gute Reso- 
nanz findet.‘ Außerdem rief 
Dominik dazu auf, aktiv gegen 
Neofaschismus zu werden. 


Gleising, Günter: 
Langendreer und Werne un- 
term Hakenkreuz — Naziter- 
ror, Widerstand, Verfolgung 
und Krieg — 1933-1945. Mit 
zahlreichen Fotos und Doku- 
menten. (ISBN 978-3- 
931999-18-6), Preis 7,80 
Euro. 60 Seiten, A 4. Erhält- 
lich über den Buchhandel. 
Bestellungen auch unter: 
bestellung@ruhrecho.de 


„Motiv Rechts: 
3. Auflage 


Im Mai ist die nun dritte Aus- 
gabe des Berliner Recherche- 
Hefts „Motiv Rechts“ erschie- 
nen. Anders als die vorigen 
Hefte aus den Jahren 2003 
und 2006 wird in dieser Aus- 
gabe ein Schwerpunkt auf das 
Berliner Neonazi-Netzwerk 
„Nationaler Widerstand Ber- 
lin“ („NW-Berlin“) gelegt. ... 
Ein Teil der Artikel wird zum 
Download zur Verfügung ge- 
stellt. In der Broschüre wird 
der personelle Zusammen- 
hang, der sowohl für die Akti- 
vitäten des Netzwerks als auch 
für deren Internetseite verant- 
wortlich ist, beleuchtet und 
eine Verbindung zur Berliner 
NPD gezogen. 

Weitere Artikeln stellen die 
Entstehungsgeschichte und 
den organisatorischen Back- 
ground dar, außerdem werden 
Kontakte in andere Bundes- 
länder aufgezeigt, ein Über- 
blick über Aufmärsche, Kam- 
pagnen und Propaganda auf- 
gelistet. Im zweiten Teil des 
Heftes wird anhand von Tex- 
ten von „NW-Berlin“ deren in- 
haltliche Positionierung zum 
Nationalsozialismus, zu Euge- 
nik, zu Wirtschaftspolitik und 


Der Herausgabekreis und die Redaktion sind zu erreichen über: 
GNN-Verlag, Venloer Str. 440, 50825 Köln Tel. 0221 / 21 16 58, Fax 0221 / 21 53 73. 

email: antifanachrichten@netcologne.de, Internet: hitp://www.antifaschistische-nachrichten.de 
Erscheint bei GNN, Verlagsges. m.b.H., Venloer Str. 440, 50825 Köln. V.i.S.d.P.: Jörg Detjen 
Redaktion: Für Schleswig-Holstein, Hamburg, NRW, Hessen, Rheinland Pfalz, Saarland: U. Bach, 

H. Deilke GNN-Verlag Köln. Baden-Württemberg und Bayern über GNN-Süd, Stubaier Str. 2, 70327 
Stuttgart, Tel. 0711 / 62 47 O1. Für „Aus der faschistischen Presse”: J. Detjen c/o GNN Köln. 


Erscheinungsweise: 14-täglich. Bezugspreis: Einzelheft 1,50 Euro. 


Genderfragen diskutiert. „Die 
Ideologie, die von ‚NW-Ber- 
lin‘ vertreten wird, richtet sich 
gegen die Moderne und deren 
Entwicklungen. Völkischer 
Nationalismus, Rassismus, 
Antisemitismus und die positi- 
ve Bezugnahme auf den Na- 
tionalsozialismus bilden auch 
bei den „Autonomen Nationa- 
listen“ und dem Netzwerk 
‚NW-Berlin‘ den Kern der 
neonazistischen Weltanschau- 
ung.“ 

Pressesprecher der Antifa 
Hohenschönhausen dazu: „Die 
Broschüre unternimmt den 
Versuch, mit der in Politik und 
Presse verbreiteten Unsicher- 
heit, das Netzwerk „NW-Ber- 
lin‘ mit der Berliner NPD un- 
ter Sebastian Schmidtke in 
Verbindung zu bringen, aufzu- 
räumen. ... Der offene Bezug 
auf den historischen National- 
sozialismus ist eine Provokati- 
on für alle Menschen, die die 
Verbrechen der Nazis nicht 
vergessen haben.“ 


Bestellung 

unter: antifah@web.de 
Weitere Informationen: 
http://www.ah.antifa.de 


Bestellungen sind zu richten an: GNN-Verlag, Venloer Str. 440, 50825 Köln. Sonderbestellungen sind 
möglich, Wiederverkäufer erhalten 30 % Rabatt. 


Die antifaschistischen Nachrichten beruhen vor allen Dingen auf Mitteilungen von Initiativen. Soweit ein- 
zelne Artikel ausdrücklich in ihrer Herkunft gekennzeichnet sind, geben sie nicht unbedingt die Meinung 
der Redaktion wieder, die nicht alle bei ihr eingehenden Meldungen überprüfen kann. 
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Salafisten-Drohszenario 
Junge Freiheit Nr. 21/12 
vom 18. Mai 2012 
Die gewalttätigen Proteste salafistischer 
Jugendlicher gegen die antiislamischen 
Angriffe von Pro NRW bieten dem Blatt 
den Anlass, mal wieder wüste Zukunfts- 
szenarien auszumalen: „Die demographi- 
schen, ethnischen und religiösen Verhält- 
nisse in Deutschland ordnen sich neu, 
und damit auch die physischen Macht- 
verhältnisse. Was das für die Zukunft be- 
deutet, wurde jetzt in Bonn sichtbar.“ Ur- 
sachen dafür seien zum einen die „euro- 
päische Tragödie, die mit der Selbstzer- 
fleischung im Ersten Weltkrieg begann“. 
Damit sei der globale Rang der europäi- 
schen Völker gesunken. Tatsächlich hat 
der Widerstand gegen das große Schlach- 
ten zu einigen Revolutionen in Europa 
geführt — und der Rang der Sowjetunion 
war bei den Völkern der Welt erheblich 
gestiegen. Das Blatt schreibt jedoch aus 
anderer Sicht. Die zweite Ursache sei die 
„Pervertierung des Sozialstaats“: „Eine 
übersteigerte Idee von sozialer Gerech- 
tigkeit transzendiert das gesellschaftliche 
Leben ... Die soziale Entwicklung kor- 
respondiert mit dem kulturellen Egalita- 
rismus der Massengesellschaft. Das Ge- 
fühl für die Ungleichheit der Menschen, 
für notwendige Abstufungen, Abgren- 
zungen und Hierarchien, kommt abhan- 
den ... Die primitiven Neigungen, die 
früher vom Gefühlt der Scham gezügelt 
wurden, verlangen für sich nun das glei- 
che Recht wie das Höherwertige.“ Auch 
dies ist weit entfernt von den gesell- 
schaftlichen Tatsachen — noch nie war die 
soziale Spaltung in der Bundesrepublik 
so groß, lagen die Einkommens- und Bil- 
dungsunterschiede so weit auseinander 
wie heute. Das Ansinnen des Blattes ist, 
hintenrum die alte Herrenrassenideologie 
wieder zu begründen — das angeblich Hö- 
herwertige, das bedroht wird von der De- 
mokratie. Die macht alle zu Wählerinnen 
und Wählern mit gleichen Rechten, auch 


dem Recht Parteien nicht zu wählen. 

Das Wahlergebnis von Pro NRW ist 
dem Blatt mit 1,5% zu wenig — auch hier 
müssen die Salafisten herhalten: Pro 
NRW „hatte mit einer Serie provozieren- 
der Anti-Islam-Demonstrationen ein star- 
kes Medienecho hervorgerufen. Die Bil- 
dern von durch salafistische Gewalttäter 
verletzte Polizisten und das Zeigen der 
Mohammed-Karrikaturen dürfte bei po- 
tentiellen bürgerlichen Wählern zwiespäl- 
tige Reaktionen hervorgerufen haben.“ 


Beleidigt wegen Antifa- 


Broschüre 
Junge Freiheit Nr. 23/12 
vom 1. Juni 2012 


Die ver.di-Jugend hat eine Broschüre 
„Aktiv gegen extrem rechte Zeitungen“ 
herausgegeben. Diese Broschüre ruft un- 
ter anderem dazu auf, Zeitungshändler zu 
boykottieren, die rechtsextreme Zeitun- 
gen und Zeitschriften vertreiben, dazu 
zählt auch die „Junge Freiheit“. Die Bro- 
schüre wurde unter anderem aus dem 
Fonds „Kampf gegen Rechts‘ finanziert, 
der von der Bundesfamilienministerin 
Schröder verwaltet wird. Chefredakteur 
Dieter Stein ist empört: „Damit finanziert 
der Staat Aktivitäten, die auf Zensur ab- 
zielen ... Die Verdi-Jugend kooperiert 
bei ihrer Broschüre mit Linksextremisten 
... Dass der Staat solche Maßnahmen 
nicht ächtet, sondern mitfinanziert ist ein 
politischer Skandal. Dass Meinungsfrei- 
heit mit Nötigung verhindert wird, ist ein 
Armutszeugnis für eine Demokratie und 
diejenigen, die zu solchen Methoden 
greifen. Es ist aber auch ein Zeichen der 
Schwäche, dass man glaubt, Argumenten 
nichts entgegensetzen zu können als 
Willkür.“ 
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Fußball und Gewalt 


Junge Freiheit Nr. 24/12 
vom 8. Juni 2012 


In mehreren Artikeln verhandelt das Blatt 
aus Anlass der Europameisterschaft „Ge- 
walt im Fußball“. Die These ist, dass 
nicht manche rechtsextreme Fangruppen 
das Problem seien, obwohl sie bereits 
mehrfach auch mit Drohungen und Ein- 
schüchterungsversuchen gegen Spieler 
mit Migrationshintergrund aufgefallen 
sind. Viel schlimmer sei „die fortschrei- 
tende Desintegration und Brutalisierung, 
die auf lokaler und regionaler Ebene an 
den Fundamenten des beliebtesten Brei- 
tensports der Deutschen nagt.“ Insbeson- 
dere „Südländer“ seien brutal, be- 
schimpften Schiedsrichter, ja, sie bilden 
sogar eigene Vereine, die „rechtsfreie 
Ghettos“ bilden. Beweise für diese Be- 
hauptungen bringt das Blatt nur verein- 
zelt. Die Europameisterschaft dient nur 
als Vorwand für ausländerfeindliche Het- 
ze. 
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Wie es die junge Freiheit gerne hätte... 


